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Editorial 

tergang er PRESTIG 
r:e bessere Lösung unter den sc lechten 

Am 13. November 2002 schlug die 
PRESTIGE vor der galizischen Küste 
leck und bedroht seither die Umwelt 
Nordspaniens sowie die Atlantikküs
te im Süden Frankreichs und in 
Nordportugal. Bis heute ist die Ent
scheidung des spanischen Ministers 
für öffentliche Arbeiten, Francisco 
Alvarez Cascos, den verunglückten 
Einhüllentanker so weit wie mög
lich von der Küste wegzuschleppen, 
umstritten. 

Cascos stützte sich auf die Emp
fehlungen von fünf Fachleuten, un
ter ihnen der Hafenmeister von La 
Coruna und der Generaldirektor der 
Handelsmarine. Ersterer indes soll die 
Entscheidung - das Schiff aufs offe
ne Meer zu schleppen - mit der Aus
sage beeinflusst haben, dass der Tan
ker "überladen" sei und einen zu gro
ßen Tiefgang habe, um ihn in seinen 
Hafen zu bringen. 

See- oder Küstentheorie? 
Seither wird unter Fachleuten dis

kutiert : "Seetheorie oder Küstentheo
rie ?" 

Die Seetheorie fußte auf einem 
entscheidenden Irrtum : Die Erwar
tung, das Problem sei gelöst, läge die 
PRESTIGE erst einmal auf dem Grund 
des Atlantiks, erwies sich als katastro
phaler Fehlschlag. Westliche Winde 
und Strömungen trieben das Schwer
öl an die Küste, so dass mehrere hun
dert Kilometer Strand verseucht wur
den. Zudem erwies sich die Hoff
nung, das Schweröl verfestige sich 
im 3.600 Meter tiefen, kalten Wasser, 
als trügerisch. Pro Tag entströmen 
dem perforierten Wrack ungefähr 25 
Tonnen schl ieriges Öl in lang en, 
schwarzen Fäden . Die Wassertiefe ist 
das Problem. 

Zwar erklärt die holländische Spe
zialfirma Smit aus Rotterdam, dass 
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sie die PRESTIGE-Ladung auch aus 
dieser Tiefe abpumpen könne (ob
gleich das 35 bis 50 Millionen US-$ 
kosten würde)' kann jedoch nicht auf 
Erfahrungswerte zurückgreifen. Die 
im Dezember 1999 vor der Küste der 
Bretagne gesunkene ERIKA, bei der 
so verfahren wurde, lag eben nur in 
120 Meter Tiefe. 

Die Küstentheorie scheint zur Zeit 
favorisiert zu werden . Ihre Verfech
ter versichern, dass das Schweröl 
noch hätte abgepumpt oder mit Bar
rieren abgedämmt werden können, 
wenn die PRESTIGE in eine Bucht 
oder in ein Hafenbecken abge
schleppt worden wäre . Allerdings ist 
diese Methode bei Sturm und meter
hohem Seegang sehr risikoreich . Au
ßerdem : Eine abgeschirmte Bucht, 
die vollständig abgeriegelt werden 
kann, muss erst einmal gefunden 
werden. 

Wer trägt die 
Verantwortung? 

Das Hauptproblem bei der Theori 
en ist die politische Entscheidung. 
Wer übernimmt die Anordnung , wo
hin ein havariertes Schiff, ein zerbre
chender Tanker geschleppt wird -
und damit die Verantwortung? 

Im Falle der PRESTIGE spielte die
ses Thema eine entsche idende Rol
le . Es wäre möglich gewesen, den 
Frachter in den Hafen von La Coruna 
zu schleppen . Das 243,50 Meter lan
ge Schiff mit einem Tiefgang von 14 
Metern hätte "hineingepasst". Aller
dings erinnerte man sich eines 20 
Jahre zurückliegenden Unglücks : 
Nach dem Untergang der AEGEAN 
SEA wurden trotz "rettender" Bucht 
über 200 Kilometer Küstenlinie ver
schmutzt. 

Die Entscheidung der portugiesi
schen Regierung, der PRESTIGE die 
Fahrt durch die Hoheitsgewässer zu 

verbieten, verhinderte eine von Fach
leuten erwogene Lösung: den Hava
risten in ein Dock im Hafen von Setu
bai an der trichterförmigen Mündung 
des Rio Sado zu bugsieren, wo ähn
lich einer Wanne das Tor geschlos
sen und das Schweröl hätte abge
pumpt werden können . 

Man erinnere sich an den Brand 
auf der PALLAS . Das Durcheinander 
unter den deutschen Küstenländern 
und die Kompetenzstreitigkeiten mit 
Dänemark offenbarten Organisations
und Harmonisierungsbedarf. Das im 
Aufbau befindliche Havariekomman
do in Cuxhaven ist eine - wenn auch 
noch unvollkommene - nationale 
Antwort. 

Noch verworrener war die Lage bei 
der PRESTIGE. Die Europäische Uni
on, mögliche Instanz gegen nationa
le Egoismen, verfügt über keinerlei 
Einrichtung mit Durchgriffsrechten . 
Schifffahrt ist international, Ölkata 
strophen sind es auch - wo bleibt 
die überfällige EU-Küstenwache? 
Wann wird ein EU-Havariekomman
do eingerichtet, das anordnen könn
te, in welchen Hafen oder in welche 
Küstenbereiche ein Tanker oder ein 
brennender Frachter geschleppt wer
den muss? 

Die Gefahren sind erkannt. Des
halb müssen bis 2007 - und nicht erst 
bis 2015 - die veralteten Einhüllen 
schiffe, das sind immerhin 45 Pro
zent der Tankerflotte, ausgemustert 
und durch Doppelhüllentanker ersetzt 
werden . Unser Autor Detlev Loren
zen von der Katastrophenforschungs
steIle der Christian-Albrecht-Univer
sität Kiel befasst sich in dieser Aus
gabe (S . 16) mit den europäischen 
Überlegungen und Mögli hr . 

) 
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Künftig müssen zwingend Gefährdungs- und Risiskoanalysen an Flussläufen erstellt werden . Mögliche Veränderungen des Klimas 
und damit verbundene Steigerungen der Niederschlagsmengen müssen in diese Rechenmodelle einfließen. 

von Dr. Wolfram Geier, Fachbereichsleiter Notfallvorsorge/Notfallplanung 
an der AKNZ, Bad Neuenahr-Ahrweiler 

Die Hochwasserkatastrophe vom Sommer 2002 hat sowohl Stärken als 
auch Schwächen und Defizite des deutschen Katastrophenmanagements 
bloßgelegt, die zumindest teilweise auf andere große und außergewöhnli
che Gefahren- und Schadenlagen übertragbar sind. Wer heutzutage über 
Katastrophen spricht, kann dies nicht, ohne sie in den Gesamtrahmen ei
nes nachhaltigen Katastrophenmanagements einzuordnen. Dazu bedarf es 
zunächst einer eindeutigen Begriffsklärung. 

Vortrag anlässlich des internationalen DKKV-Workshops "Orkane über 
Europa" an der AKNZ (24. bis 26. März 2003) 

Unter dem Begriff Katastrophen
management darf künftig nicht nur der 
vorbereitende und abwehrende Ka
tastrophenschutz verstanden werden, 
der Aufgabe der Länder, Kreise und 
Kommunen ist und per Landesgeset
ze normiert ist. Katastrophenmanage
ment muss künftig auch die 
hierzulande nicht einheit lich normier
te Katastrophenvorsorge einschlie
ßen . Deren Hauptaufgabe besteht 
darin , durch eine nachhaltige, präven
tiv ausgerichtete Planung Katastro
phen zu verme iden oder aber zu
mindest die Schadenfolgen abzumil 
dern. 

Katastrophenvorsorge und Kata
strophenschutz wären darüber hin
aus um eine organisierte und institu
tiona lisierte Katastrophennachsorge 
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und Wiederaufbauphase zu ergänzen. 
Ob die Verwendung des Begriffes 
Katastrophe in diesem Zusammen 
hang der Weisheit letzter Schluss ist 
oder ob man besser von einem ganz
heitlichen, integrierten Gefahrenvor
sorge- und Gefahrenabwehrmanage
ment oder gar von einem zivilen Si
cherheitsmanagement sprechen soll 
te, sei dahingestellt. Entscheidend ist, 
dass man sich nun auch in Deutsch
land darauf besinnt, Vorsorge, Ab
wehr sowie Nachsorge und Wieder
aufbau als miteinander verknüpfte 
Teile eines Prozesses zu betrachten 
und das bisherige horizontale und 
vertikale "Schubladendenken" zwi 
schen Ressorts, Fachbehörden und 
Organisationen durch eine vernetzte 
Sichtweise zu ersetzen beginnt . 

Stiefkind 
Katastrophenvorsorge 

Ereignen sich in Deutschland oder 
anderswo auf der Welt große Unfälle 
oder Naturkatastrophen, fragen die 
Medien sofort nach den Ursachen 
und danach, ob die Ereignisse hät
ten verhindert werden können und 
nun effektiv bewältigt werden. Meist 
gerät dabei die Gefahrenabwehr, also 
im Fall der Hochwasserkatastrophe 
vom Sommer 2002 der reaktiv tätige 
Katastrophenschutz, ins Visier . Das 
ist nicht verwunderlich, da der Kata
strophenschutz im Moment des Er
eignisses aufgrund seiner operativen 
Aufgaben und seiner im Einsatz be
findlichen Personal - und Materialres
sourcen ein optimaler " Blickfänger" 
für die Medien ist. Die Frage nach 
einer wirkungsvollen Katastrophen
vorsorge rückt zu diesem Zeitpunkt 
also in den Hintergrund und wird 
dann relativ schnell vergessen . 

Dabei ist die Katastrophenvorsor
ge das entscheidende erste Glied in 
einem Managementprozess, der der 
aus der Notfallmedizin und dem Ret
tungsdienst bekannten "Rettungsket
te" ähnelt : Ist ein Kettenglied 
schwach entwickelt, müssen die 
nachfolgenden Glieder diese Defizite 
kompensieren, was in vollem Umfang 
meist nicht gelingt. Im Fall des Kata
strophenmanagements und einer ~ 
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potenziell defizitären Vorsorge wird 
der abwehrende Katastrophenschutz 
mit Ereignissen konfrontiert, auf die 
er mangels Planung nicht vorberei 
tet war und auf die er sich beispiels
weise aufgrund fehlender Gefahren
abschätzungen und lückenhafter In
formations- und Kommunikations
strukturen im Vorfeld der Ereignisse 
auch gar nicht vorbereiten konnte. 

In Deutschland wird die auf Präven
tion beziehungsweise Schadenmin
derung ausgelegte Katastrophenvor
sorge noch immer stiefmütterlich 
behandelt. Allerdings haben nahezu 
alle schweren Naturereignisse der 
vergangenen Jahre dieses Defizit ver
deutlicht, und es zeichnen sich An
sätze zu einer engeren Kooperation 
von Einrichtungen der Vorsorge und 
der Katastrophenabwehr ab. Im Hin
blick auf Naturereignisse und eine 
wirkungsvolle Katastrophenvorsorge 
kommt vor allem der Raumplanung 
und Raumordnung eine besondere 
Bedeutung zu, da Katastrophen grund
sätzlich immer einen Raumbezug ha
ben. Dies wiederum ist für den Kata
strophenschutz, der schließlich im 
Raum agiert, von enormer Bedeutung. 

Handlungsempfehlungen 
der Ministerkonferenz 

In den "Handlungsempfehlungen 
der Min isterkonferenz für Raumord
nung zum vorbeugenden Hochwas
serschutz" vom 14. Juni 2000 wer
den Vorsorgemaßnahmen und In 
strumente aufgezeigt, die bei einer 
konsequenten Umsetzung mittel- bis 
langfristig deutliche Verbesserungen 
im vorbeugenden Hochwasserschutz 
zur Folge haben werden . Zu diesen 
Instrumenten gehören unter anderem 
eine scharfe Nutzungsregelung für 
Überschwemmungsbereiche, eine 
umfassende Risikovorsorge für po
tenzielle Überflutungsbereiche, ver
besserter Rückhalt in den Einzugsge
bieten der Fließgewässer, nationale 
Konzepte zur Entsiegelung des Bo
dens und zum Rückbau in Einzugs
bereichen sowie Zielvorgaben für Flä
chennutzungs- und Bebauungspläne. 

Bei der Hochwasserkatastrophe an 
Eibe und Mulde 2002 konnte ein 
Großteil der Empfehlungen noch 
nicht wirken, da ihre Umsetzung 
teilweise recht zeitintensiv ist. Glei-
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ches gilt für das Fünf-Punkte-Pro
gramm der Bundesregierung, das 
unmittelbar nach dem Sommerhoch
wasser verabschiedet wurde und das 
unter anderem Risikoanalysen vor
sieht. 

Wichtig: Gefährdungs
und Risikoanalysen 

Vor allem aktualisierte Gefähr
dungs- und Risikoanalysen an gro
ßen Flussläufen sowie an kleineren 
Zuflüssen müssen möglichen Verän
derungen des Klimas und damit ver
bundene Steigerungen der Nieder
schlagsmengen pro Quadratmeter 
Rechnung tragen. Für diese Aufgabe 
existieren mittlerweile verschiedene 
wissenschaftliche, computergestütz
te Rechenmodelle, die in Verbindung 
mit Geographischen Informationssys
temen (GIS) unter Nutzung von Sa
tellitenaufnahmen der jeweiligen Re
gionen gute Prognosen ermöglichen, 
anhand derer sowohl Vorsorge- als 
auch vorbereitende Abwehrmaßnah
men ergriffen werden können. 

Mit Blick auf die Niederschlags
mengen im Sommer 2002 in nahezu 
ganz West-, Mittel- und MitteIosteu
ropa sind solche Modellierungen vor 
allem für die kleineren Fließgewäs
ser vonnöten. Gerade Bäche und klei
nere Flüsse führen bei solch enor
men Niederschlagsmengen extreme 
Wassermassen und entwickeln auf
grund der schnellen Fließgeschwin
digkeiten Gewaltpotenziale, die in der 
Lage sind, innerhalb kürzester Zeit 
Brücken, Häuser und Straßen schwer 
zu schädigen oder ganz zu zerstören . 
Im Gegensatz zu den großen Flüssen 
sind Vorwarnzeiten und die Zeiten zur 
Vorbereitung extrem kurz, so dass 
sich Behörden, Organisationen und 
die im unmittelbaren Bereich leben
den Menschen künftig stärker als 
bisher auf solche Ereignisse vorbe
reiten müssen. 

Neue Rechenmodelle, darauf ab
gestimmte Risikoanalysen und ent
sprechende GIS können wichtige Er
kenntnisse über mögliche künftige 
Hochwasserlagen liefern. Diese Er
kenntnisse müssen sowohl in der 
mittel- bis langfristigen Raumplanung 
der Region als auch in der kurz- und 
mittelfristigen Vorbereitung der Ka
tastrophenabwehr berücksichtigt 

werden. Dies erfordert einen intensi
ven und kontinuierlichen Informati
onsaustausch und eine enge Koope
ration von Behörden und Institutio
nen wi e dem Deutschen Wetter
dienst, den Raumordungsbehörden, 
den Gefahrenabwehrbehörden und 
den operativen Organisationen auf 
nationaler und internationaler Ebene. 

Die Menschen müssen 
vorbereitet sein 

Ein weiteres , extrem wichtiges 
Kettenglied des Katastrophenma 
nagements und des Teilbereiches 
Katastrophenschutz ist die Vorberei
tung der Bevölkerung. Schadenereig
nisse können manchmal Dimensio
nen annehmen, die nicht sofort, um
fassend und einzig von professionel
len Einsatzkräften der Gefahrenab
wehr bekämpft und beseitigt werden 
können. Deshalb sind die Fähigkei
ten der Bevölkerung zum Selbst
schutz und zur Selbsthilfe ein unver
zichtbarer und zentraler Bestandteil 
des Katastrophenmanagements. 

Leider war dieser Aspekt in 
Deutschland in den Zeiten des Kal
ten Krieges in der Öffentlichkeit ne
gativ besetzt, so dass nur wenige 
Bürger regelmäßige Aus- und Fort
bildungsangebote auf diesem Sektor 
angenommen haben. Die Fähigkeit 
zur Selbsthilfe ist entsprechend ge
ring ausgeprägt. Parallel dazu entwi
ckelte sich aufgrund der zunehmen
den Professionalisierung der Gefah
renabwehr und eines abnehmenden 
Gefahrenbewusstseins in der Bevöl
kerung eine "Vollkasko- oder Blau
licht-Mentalität", die einen eigenen 
Beitrag des Bürgers überflüssig er
scheinen ließ. 

Die extreme Hochwasserlage vom 
Sommer 2002 hat die Bedeutung von 
Selbstschutz- und Selbsthilfefähigkeit 
der Bevölkerung dramatisch verdeut
licht. Das gilt ebenso für andere Ex
tremereignisse - Orkane, Sturmflu
ten, Erdbeben - , aber auch für mög
liche Terroranschläge, Havarien in 
nuklearen, chemischen oder biologi
schen Anlagen, Gefahrgutunfälle in 
bewohnten Gebieten oder Epidemi
en. Bund, Länder, Kreise und Kom
munen müssen in einer gemeinsa
men Kraftanstrengung Selbstschutz/ 
Selbsthilfe zu einer gleichberechtig-
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ten und entsprechend geförderten 
Säule des Katastrophenmanage 
ments ausgestalten. 

Feuerwehren und Hilfeleistungsor
ganisationen stehen den Behörden 
als Mediatoren und Anleiter flächen
deckend zur Verfügung. Neben all 
gemeinen Informationen, Aus- und 
Fortbildungsveranstaltungen wäre es 
sinnvoll, die Bevölkerung aufgrund 
lokaler und regionaler Gefährdungs
analysen gezielt auf die dortigen spe
zifischen Gefahrenpotenziale und die 
im Ereignisfall nötigen Handlungs
schritte vorzubereiten. 

Darüber hinaus so ll te man in 
Deutschland über neue Konzepte 
nachdenken, die beispielsweise Feu
erwehren/Hilfsorganisationen und 
Bürger enger kooperieren ließen . 
Denkbar wären orts- und stadtteilbe
zogene Anleiter aus dem Kreis der 
Organisationen, die im Ereignisfall an 
vorher vereinbarten Treffpunkten 
hi lfswillige Bürger bei deren Tätigkei 
ten koordinierend und organisierend 
unterstützen. Solche organisierten 
und fachkundig angeleiteten Selbst
hilfe-Gruppen könnten gerade bei flä
chendeckenden Langzeitlagen die 
professionellen Kräfte nachhaltig ent
lasten, so dass diese sich auf zentra
le Aufgaben konzentrieren können. 

Ein Blick nach Österreich zeigt, wie 
man ein wirkungsvolles, f lächende
ckendes Informations netz für die Be
völkerung in Form überwiegend eh
renamtlich organisierter Sicherheits
Informations-Zentralen (SIZ) - meist 
getragen von den Kommunen bezie
hungsweise deren Feuerwehren und 
den Hilfsorganisationen und unter
stützt vom Bund - etab lieren kann . 

Ausbildung der Stäbe 
ist enorm wichtig 

Das Sommerhochwasser 2002 hat 
die generelle Bedeutung der Ausbil 
dung und der regelmäßigen Übung 
für die Stäbe auf kommunaler und 
überregionaler Ebene unterstrichen. 
Gleichzeitig hat die Arbeit der Stäbe 
unter Realbedingungen gezeigt, dass 
hinsichtlich bestimmter Stabsfunkti 
onen, etwa Presse- und Medienarbeit 
sow ie Information und Kommunika
tion, die Aus- und Fortbildung der 
Leitung der Stäbe außerordentlich 
wichtig ist. Stabsausbildung muss 
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künftig auch unter Einschluss der Lei
tungen , also gemeinsam mit der po
litisch verantwortlichen Ebene der 
Landräte beziehungsweise (Ober-) 
Bürgermeister erfolgen . Nur so kann 
eine reibungslose Zusammenarbeit 
innerhalb der Stäbe, aber auch zwi
schen den Stäben gewährleistet wer
den . 

Zur Unterstützung der örtl ichen 
Stäbe, vor allem in ländlichen Regio
nen mit wenig Einsatzerfahrung, kann 
es sinnvoll sein , auf mobile Unter
stützungskräfte zurückgreifen zu kön
nen . Der Vorschlag des Deutschen 
Feuerwehrverbandes (DFV) zur Ein
richtung überregional einsetzbarer 
"Mobiler Unterstützungskräfte (MO
BUK)" mit speziell geschulten und 
erfahrenen Führungsassistenten, vor
rangig für die Sachgebiete Lage, Ver
sorgung sowie Öffentlichkeitsarbeit 
und Kommunikation , sollte daher 
schnell aufgegriffen und umgesetzt 
werden , zumal andere Länder 
(beispie lsw eise die USA) mit ver
gleichbaren Modellen sehr gute Er
fahrungen gesammelt haben. 

Wertvolles Potenzial 
der Ehrenamtlichen 

Innerha lb des Katastrophenma
nagements funktioniert der abweh
rende operative Katastrophenschutz 
in Deutsch land außerordentlich gut. 
Das liegt unter anderem daran, dass 
hierzulande noch immer circa 1,3 
Millionen engagierte Helfer bei den 
Feuerwehren, den freiwilligen Hilfe
leistungsorganisationen und dem 
Technischen Hilfswerk zur Verfügung 
stehen - ein weltweit einmaliges Res
sourcenpotenzial , das andere Staa
ten nicht annähernd erreichen. Auch 
der stark ehrenamtliche Charakter 
des deutschen Hi lfe leistungssystems 
ist einmalig . So wie bei den zahlrei
chen alltäglichen Einsatzanlässen hat 
auch das Sommerhochwasser 2002 
beeindruckend bewiesen, dass auf 
das Rückgrat der nichtpolizeilichen 
Gefahrenabwehr, also auf die Feuer
wehren, die Hilfsorganisationen und 
das THW, uneingeschränkt Verlass 
ist. 

Gleichw oh l ist das Einsatzmanage
ment im Einze lfall ebenso verbesse
rungswürdig wie die materiell -tech
nische Ausstattung der Einheiten . 

Gerade in dieser Beziehung ist die 
schnelle Einführung eines bundesein
heitlichen, flächendeckenden Digital 
funks unverzichtbar. Darüber hinaus 
ist die persönliche Schutzausstattung 
der eingesetzten Helfer im Katastro
phenschutz auf Einsatzanforderun
gen und Schutzleistung hin zu über
prüfen und adäquat zu gewährleis
ten . Dies gilt insbesondere für 
mögliche ABC-Einsätze. 

Für den überregionalen bezie 
hungsweise bundesweiten Einsatz 
wäre es ebenfalls in Anlehnung an 
die Vorschläge des Deutschen Feu
erwehrverbandes prüfenswert, orga
nisationsübergreifende " Hochwas
ser-Bereitschaften" aufzubauen, die 
autark und effizient einsetzbar sind 
und effektiver geführt werden kön
nen . Der Aufbau solcher Bereitschaf
ten könnte ein echter Meilenstein in 
der praktischen Umsetzung des inte
grierten Hilfeleistungssystems in 
Deutschland und der Zusammenar
beit aller Katastrophenschutzorgani
sationen sein . 

Gute Koordination 
ist das A und 0 

Gerade bei Langzeit- und Flächen
lagen, in denen viele Helfer und Ein
heiten aus mehreren Regionen und 
Bundesländern eingesetzt werden, ist 
es zwingend erforderlich, die Einhei
ten gut zu koordinieren. Grundsätz
lich lässt es sich bei besonders gro
ßen Einsätzen nicht vermeiden, dass 
eilig alarmierte Einheiten zunächst in 
Wartepositionen "zwischengeparkt" 
werden. Das demotiviert und ent
nervt die schnell herbeigeeilten Hel
fer und kann dazu führen, dass sie 
gegenüber den Medien Missmut äu
ßern. Bereits in der Ausbildung soll 
ten Hi lfskräfte deshalb auf diese la
gebedingten Umstände vorbereitet 
werden. 

Schadenereignisse in der Dimen
sion des Sommerhochwassers erfor
dern eine überregionale Koordin ie
rung der eingesetzten Kräfte und Res
sourcen . Bund und Länder haben im 
Rahmen der "Neuen Strateg ie zum 
Schutz der Bevölkerung in Deutsch
land" im Juni 2002 unter anderem 
beschlossen, eine interministerielle 
Koordinierungsgruppe und eine ge
meinsame Koordinierungsstelle für ~ 
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großflächige Gefahrenlagen (KOST) 
einzurichten . In der letzten Phase des 
Hochwassers im August 2002 nahm 
die KOST in der Zentralstelle für Zi 
vilschutz (ZfZ) in Bonn ihre Arbeit auf 
und wird seither kontinuierlich aus
gebaut. Neben einer gemeinsamen 
Koordinierungsstelle erscheint auch 
der Aufbau einer Dispositionszentra
le sinnvoll. Diese kann bundesweit 
Engpassressourcen er- und vermit
teln und dazu beitragen, dass über
regional angebotene Helferpotenzia
le bedarfs- und nachfragegerecht ein
gesetzt werden. 

Hochwasser gut bewältigt 
Im internationalen Vergleich hat 

der abwehrende Katastrophenschutz 
das Sommerhochwasser 2002 recht 
gut bewältigt. Das zeigt schon die im 
Gegensatz zu anderen Ländern ver
gleichsweise geringe Anzahl von To
desopfern. Allerdings hat das 
Hochwasser ein defizitäres Katastro
phemanagement offenbart. Beson
ders die präventiv ausgerichtete Ka
tastrophenvorsorge muss ausgebaut 
und mit dem abwehrenden Katastro
phenschutz vernetzt werden . Zu ih
ren Hauptaufgaben gehören Gefähr
dungs- und Risikoanalysen auf der 
Grundlage neuer Rechenmodelle und 
unter Einbeziehung spezieller Geo
graphischer Informationssysteme. 
Gleichzeitig muss die horizontale und 
vertikale Zusammenarbeit zwischen 
Ressorts und Fachbehörden im Zuge 
der Vorsorgeplanung und damit auch 
automatisch für die vorbereitende 
und reagierende Abwehrplanung ver
bessert werden. Kurz: "Kästchenden
ken" muss durch komplexes und ver
netztes Denken und Handeln ersetzt 
werden . 

Neben KOST und GMLZ hat der 
Bund im Rahmen der "Neuen Strate
gie" weitere Maßnahmen umgesetzt, 
die unter anderem bereits nach den 
Terroranschlägen des 11 . September 
2001 angekündigt worden w aren und 
zu einer weiteren Verbesserung des 
nationalen Katastrophenmanage 
ments beitragen. So ist beispiels
weise seit Sommer 2002 das deut
sche Notfa/lvorsorge-Informations
system - deNIS in der ersten 
Ausbaustufe im Internet für alle Inte
ressenten nutzbar (www.denis . 
bund .de) und wird demnächst in der 
zweiten Stufe ausschließlich für Be-
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hörden und Organisationen verfüg
bar sein. Da der Aus- und Fortbildung 
und dem Aufbau eines nach einheit
lichen Kriterien gestalteten Katastro
phen- und Krisenmanagements be
sondere Bedeutung zugemessen 
wird, hat der Bund die zur ZfZ bezie
hungsweise zum Bundesverwal 
tungsamt gehörende Akademie für 
Notfallplanung und Zivi lschutz (AkNZ) 
in Akademie für Krisenmanagement, 
Notfa l lplanung und Zivilschutz 
(AKNZ) umbenannt und sowohl ma
teriell als auch personell deutlich aus
gebaut. Am Akademiestandort Bad 
Neuenahr-Ahrwei ler wird dadurch ein 
zentra ler Netzknoten und ein natio
nales Kompetenzzentrum für den Ge
samtbereich der zivilen Sicherheits
vorsorge in Deutsch land aufgebaut, 
das neben einer erweiterten Aus- und 
Fortbildung auch einsch lägige For
schung betreibt. 

Bis zur Jahresmitte 2003 wird die 
AKNZ eine Problemstudie "Risiken in 
Deutsch land" erarbeiten, auf deren 
Grundlage ein neues Seminarange
bot zu Gefährdungs- und Risikoana
lysen entwickelt werden wird . Bereits 
jetzt sind neue Seminarangebote 
etab liert, die sich gezielt der verbes
serten Stabsausbi ldung im Rahmen 
eines ganzheitlichen Krisenmanage
ments widmen. In Zusammenarbeit 
des Bundes mit der Universität Bonn 
so ll ein neuer Master-Studiengang 
"Kata stro p h envo rso rg e/ Katastro 
phenmanagement" ab 2004 einen 
weiteren Qualifizierungsschub auf 
akademischer Ebene erbringen. 

Über diese Angebote hinaus hat 
der Bund eine Kampagne zur Förde
rung der Selbsthi lfefähigkeit der Be
vö lkerung in enger Kooperation mit 
den Katastrophenschutzorganisatio
nen gestartet und damit ein deutli
ches Signa l für die Bedeutung dieser 
Aufgabe gesetzt. 

Bundesamt tür 
Bevölkerungsschutz und 
Katastrophenhilte 

Neben einer Aufstockung der Bun
desmittel für den Zivi l- und Katastro
phenschutz, der gemeinsamen Um
setzung der besc hlossenen neuen 
Rahmenkonzeption "Für eine neue 
Strategie zum Schutz der Bevö lke
rung in Deutschland", der beschleu
nigten Auslieferung von Spezialres
sourcen - etwa den A BC-Erkun -

dungsfahrzeugen - wird ein weiteres 
Projekt der Bundesreg ierung für ein 
künftiges nachhaltiges Katastrophen
management von herausragender 
Bedeutung sein: d ie Errichtung des 
Bundesamtes für Bevölkerungsschutz 
und Katastrophenhilfe . Dieses wird 
eine neue Bundesoberbehörde sein, 
die künftig als Fachbehörde und 
Dienstleister für ziv il e Sicherheitsvor
sorge Bund, Ländern , Kre isen und 
Kommunen sowie den Katastrophen
schutzorganisationen, vor allem aber 
den Bürgern zur Verfügung stehen 
soll. 

Neben seinen operativen Potenzi 
alen - etwa dem THW, dem BGS und 
der Bundeswehr - leistet der Bund 
mit seinen materiellen und finanziel 
len Ressourcen für den Katastrophen
schutz, den Unterha lt der GMLZ und 
der gemeinsamen Koordinierungs
stelle (KOST). das deutsche Notfall 
vorsorge-Informationssystem (de
NIS). den weiteren Ausbau der AKNZ 
sowie das neue Bundesamt einen 
deutlichen Beitrag für das gesamt
staatliche zivi le Gefahrenmanage
ment. Dieses Management muss in 
Zusammenarbeit mit den Ländern als 
ideelle Gemeinschaftsaufgabe begrif
fen und als so lche auch ge lebt wer
den. Damit ist eine gute Basis ge
schaffen , die Vortei le des deutschen 
Hilfeleistungssystems weiter zu stär
ken, die erkannten Defizite mittelfris
tig zu beseitigen und ein ganzheitli
ches nachhaltiges Katastrophenma
nagement und eine den künftigen 
Gefahren lagen angepasste, zi v ile Si 
cherheitsvorsorge zu etablieren. 

Fazit 
Es bleibt also festzustellen, dass 

Deutschland in Tei lbreichen wie den 
materiellen und personellen Ressour
cen für große Naturere ign isse gut 
gerüstet, in anderen Tei lbe reichen 
wie der Vorsorge noch erheblichen 
Nachholbedarf hat. Aber auch auf die
sem Gebiet sind seit geraumer Zeit 
positive Ansätze zu verzeichnen. Die 
Hauptaufgabe besteht nun darin, Vor
sorge, Abwehr und Nachsorge be
ziehungsweise Wiederaufbau nach
haltig zu verknüpfen und ein Netz
w erk auf- und auszubauen, das ein 
effektives Katastrophenmanagement 
auf Dauer gewährleistet. Dieses ehr
geizige Ziel kann nur gelingen, wenn 
alle Akteure an dieser Gemeinschafts
aufgabe mitw irken. • 
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Nach dem EIbehochwasser 2002 

erarbeitet von der Vereinigung von Wasserexperten und klein- und mittel
ständischen Unternehmen der Region Berlin-Brandenburg, vertreten durch 
Dr.-Ing. Stefan Kaden, Berlin, und Dr. Uwe Grünewald, Cottbus 

Die " Water Experts Berlin-Brandenburg" e. V. haben in Zusammenarbeit 
mit universitären und außeruniversitären Einrichtungen Brandenburgs die 
Sommerflut 2002 aus Sicht des Hochwassermanagements und der Hoch
wasservorsorge analysiert. Ihre Erfahrungen und Kenntnisse flossen in die 
folgenden Thesen und Vorschläge ein, ohne Anspruch auf Vollständigkeit 
zu erheben. Die Autoren hoffen, damit wichtige Anregungen für die Politik 
und die Fachbehörden geben zu können. 

These 1: Es gibt keinen absolu
ten Schutz vor Hochwasser. 

Vorsorgende r, nichttechnischer 
Hochwasserschutz (zum Beispie l Flä
chenvorsorge, Bauvorsorge, Informa
tionsvorsorge , Verhaltensvorsorge 
und technischer Hochwasserschutz) 
muss aus sozioökonom ischer und 
öko logischer Si cht sinnvo ll sein . Da 
abso luter Hochwasserschutz nicht 
mög lich ist, gi lt es in den betroffe
nen Gebieten abzuwägen zwischen : 

• Schutz vorhandener Schutzgü
ter (technischer Hochwasserschutz). 
wobei die Kosten für den Schutz in 
einem vernünftigen Verhältnis zu den 
Schadensrisiken und den Kosten ei 
ner Schadensbeseitigung stehen 
müssen (dies gilt natürlich nicht für 
Menschen leben !) ; 

• Reduzierung des Schadenspo
tenzials in hochwassergefährdeten 
Gebieten; 

• Vergrößerung natürlicher und 
künstlicher Retentionsräume mit ei
ner auf Hochwasser abgestimmten 
extens iven Nutzung . 

Abzuwägen ist beispielsweise, ei 
nen Deich für den Schutz landwirt
schaftlicher Flächen zu errichten (und 
damit Retentionsflächen zu verlieren) 
oder aber Überflutungen mit größe
rer Häufigkeit zuzulassen und die ein
gesparten Mittel für Entschädigungs
zahlungen an betroffene Landwirte 
einzusetzen. Ganzheitliche Betrach 
tungen sind gefragt! 

Abzuwägen ist auch, ob auf den 
Schutz einzelner bis her landwirt 
sc haft li ch genutzter unbesiede lter 

Polder verzichtet werden kann und 
durch Deichrückbau/Deichverlegung 
Retentionsflächen beziehungsweise 
hydraulisch günstigere Abflussprofi 
le erreichbar sind oder ob es wir
kungsvoller sein kann, Flutungspol
der vorzuhalten, die erst zur Dämp
fung extremer Scheitelabflüsse 
gezielt geflu-
tet werden und sonst für eine exten
sive landwirtschaftliche Nutzung ver
fügbar sind (vorzugsweise Gründ
landnutzung). 

Unsere Vorschläge : 
• Gezielte raumordnerische Pla

nungen mit sozio-ökonomischer und 
ökologischer Konsensbildung; 

• Entwicklung sozio-ökonomisch 
und ökologisch tragfähiger Konzep
te für die Integration von als Flutungs
polder geeigneten Flächen in die 
Hochwasservorsorge; 

• Falluntersuchungen an Beispie
len, wie sie unter anderem im Rah
men des BM BF-Verbundprojektes 
GLOWA-ELBE (www.glowa-elbe.del 
durchgeführt werden. 

These 2 : Die Flächenvorsorge 
für den Hochwasserschutz in 
Flussgebieten darf nicht als sepa
rate Hochwasseraufgabe verstan-

Flut in Dresden: Der WE-88 e. V. hat darüber nachgedacht, wie vergleichbare Hochwässer in Zukunft vermieden werden können. 
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den werden, sie muss sich einord
nen in ein gesamtheitliches länder
und ressortübergreifendes Fluss
gebietsmanagement (EU-Wasser
rahmenrichtlinie WRRL) . 

Dies wird am Beispiel der Flussau 
en deutlich. Sie sind als bedeutsame 
ökologische Systeme und Retenti
onsräume für Hochwässer und Stoff
frachter zu erhalten und, wenn mög
lich, wieder zu entwickeln. Der Wert 
geschützter Auen sollte aber nicht auf 
ihren Beitrag zum Hochwasserschutz 
reduziert werden . Auen sind arten
reiche Biotope, Nährstoffsenken, 
Wasserspeicher und Juwelen des 
Landschaftsbildes. 

Unsere Vorschläge: 
• Exemplarische Entwicklung von 

integrierten Managementansätzen für 
Teilbereiche der Eibe; 

• Verallgemeinerung der Ergeb
nisse für die Gesamteibe. 

These 3: Der technische Hochwas
serschutz ist und bleibt ein wichtiges 
Element des Hochwasserschutzes. 

Technische Lösungen sind wich
tig, sollten aber nicht zu immer grö
ßeren und dauerhaften Schutzbauten 
führen , da sie einen erheblichen Ein
griff in Landschaftsbild und -haushalt 
darstellen. Mobilen Schutztechniken 
ist größere Beachtung zu schenken . 
Dauerhafte und mobile Lösungen 
sollten sich in bewohnten Gebieten 
ergänzen. Technische Entwicklungen 
sollten sich weniger auf dauerhafte 
als auf mobile Techniken konzentrie
ren . 

Unsere Vorschläge: 
• Weiterentwicklung mobiler Hoch

wasserschutztechniken; 
• verstärkte Integration dieser 

Techniken in den Hochwasserschutz 
hochsensibler Bereiche. 

These 4: Hochwasserschutz be
deutet nicht zwingend den Verzicht 
auf die Nutzung, die Unterhaltung 
und den Ausbau der Gewässer als 
Wasserstraßen. Ausbaumaßnahmen 
sollten aber grundsätzlich hochwas
serneutral, noch besser hochwasser
mindernd sein. 

Ausbaumaßnahmen an Wasser
straßen zie len grundsätzlich auf de
ren Erhaltung und auf die Verbesse
rung der Schiffbarkeit unter Niedrig
und Mittelwasserbedingungen ab. 
Ob und in welchem Maße damit 
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Auswirkungen auf den Hochwasser
abfluss verbunden sind, kann und 
muss objektkonkret untersucht wer
den . 

Unsere Vorschläge: 
• Konsequente Aufnahme des 

Hochwasseraspektes in Umweltver
träglichkeitsuntersuchungen zum 
Wasserstraßenausbau; 

• Nachweis der Hochwasserneu
tralität aller abflussverändernden 
Maßnahmen. 

These 5: Für die Hochwasservor
sorge müssen ressortübergreifen
de Konfliktpotenziale bei Extrem
ereignissen analysiert und maßnah
menspezifisch aufgearbeitet wer
den. 

Das Hochwasser in Dresden hat 
gezeigt, dass Schäden an Orten ein
treten können, die sich keiner bisher 
vorstellen konnte (Überflutung des 
Dresdener Hauptbahnhofes, des 
Sächsischen Landtages durch die 
Weißeritz). Die Ausweisung von 
Überschwemmungsgebieten erfolgt 
(wenn überhaupt) für Hochwässer bis 
zu einer Jährlichkeit von 100 Jahren. 
Konfliktpotenziale bei Hochwässern 
größerer Jährlichkeit werden somit 
kaum erkannt. 

Der Hochwasserschutz für die In
frastruktur (Bahn, Versorgungssyste
me) wurden bisher wohl nicht in an
gemessenem Umfang (für Ereignis
se der eingetretenen Dimension) 
beachtet. 

Unsere Vorschläge : 
• Ausweisung und Überprüfung 

von Hochwasserschutzzonen (vor
zugsweise auch für maximal mögli
ches Hochwasser in hochsensiblen 
Bereichen) ; 

• Erarbeitung darauf abgestimm
ter Hochwasserfrühwarnsysteme. 

These 6: Ein gesamteinheitliches 
Flussgebiets- und Hochwasserma
nagement muss auf modernen, Ver
waltungsstrukturen übergreifenden 
raum- und zeitbezogenen Informa
tionssystemen basieren. 

Entscheidende Basis eines Kata
strophenmanagements sind Informa
tionen. Insbesondere wenn sich das 
Katastrophenmanagement auf große 
Gebiete bezieht, sollten moderne In 
formationssysteme aufgebaut wer
den. Hierfür bieten sich Geoinforma-

tionssysteme (GIS) an, wie sie 
beispielsweise für die Hochwasser
vorsorge an der Oder (im Rahmen 
eines von der Allianz Umweltstiftung 
geförderten Projektes) konzipiert wor
den oder für die Umsetzung der EU
Wasserrahmenricht linie im Aufbau 
sind . Solche Systeme sind bestens 
geeignet, den Anforderungen sowohl 
der Wasserrahmenrichtlinie als auch 
des Hochwasserschutzes zu entspre
chen - die Informationsbasis ist 
grundsätzlich die gleiche! 

Unser Vorschlag: 
• Entwicklung von zwischen den 

Ländern abgestimmten einheitlich 
GIS-basierten Informationssystemen 
für Flussgebiete als Grundlage für 
den multiplen Einsatz (Hochwasser, 
Flussgebietsbewirtschaftung u. a.) . 

These 7 : Deterministische Nieder
schlag-Abflussmodelle und Fluss
laufmodelle gekoppelt mit stochas
tischen Planungsmodellen müssen 
für die Hochwasservorsorge beson
ders auch großer Flussgebiete ein
gesetzt werden. 

Für Planungszwecke sind folgen
de Grundfragen besonders bedeut
sam : 

• Welche Wirkung haben Retenti 
onsmaßnahmen auf den Hochwas
serabfluss ? 

• W elche Klimaszenarien für 
Hochwasserereignisse sind zu erwar
ten, wie sind die damit verbundenen 
Hochwasserereignisse zu beherr
schen, und welche Abflussverhältnis
se im Gewässersystem sind dann zu 
erwarten? 

Die erste Frage lässt sich durch den 
kombinierten Einsatz eines Flusslauf
modells (hydrodynamisch) gekoppelt 
mit 2D-hydrodynamischen Gewäs
sermodellen beantworten. 

Bei der zweiten Frage bietet sich 
ein System gekoppelter Modelle für 
die Generierung von Niederschlags
szenarien, von Niederschlag-Abfluss
Modellen zur Simulation der Abfluss
bildung und des Abflusses sowie sto
chastische Bewirtschaftungsmodel
le an . Letztere dienen dazu, über die 
stochastische Generierung von Nie
derschlagsereignissen und die Simu
lation der gesamten Bewirtschaf
tungsprozesse im Flussgebiet (von 
Niedrigwasser bis Hochwasser) die 
ganze Vielfalt möglicher Ereignisse zu 
erfassen . Entsprechende Lösungen 
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gibt es für kleinere Flussgebiete 
(Bode, Obere Saale). Wichtige Mo
dellgrundlagen liegen aus dem 
BMBF-Projekt GLOWA-Elbe 
(www.glowa-elbe.de) vor. 

Unsere Vorschläge: 
• Modellgestützte Untersuchung 

der Wirkung von Rententionsflächen 
und insbesondere von Flutungspol
dern, deren Speicherräume für ge
zielte Flutung bei extremen Scheitel
abflüssen vorgehalten werden; 

• Entwicklung eines Modellsys
tems Hochwasservorsorge Eibe als 
integriertes System von Klimamodel
len, Niederschlag-Abfluss-Modellen, 
Abflussmodellen und stochastischen 
Bewirtschaftungsmodellen. 

These 8: Hochwasserschutz muss 
besonders auch in Stadtgebieten 
den Wechselwirkungen zwischen 
Oberflächenwasser, Boden- und 
Grundwasser sowie Kanalisations
systemen Rechnung tragen. 

Hochwasserschäden zum Beispiel 
in Dresden waren auch durch Schä
den infolge Grundwasseranstieg und 
Rückstau aus der Kanalisation zu ver
zeichnen. Dies wurde bisher bei der 
Hochwasservorsorge nicht oder nur 
nachrangig berücksichtigt. Die hier 
beim Hochwasser ablaufenden Pro
zesse sind teilweise nicht ausrei 
chend erforscht. Daraus resultiert 
auch, dass technische Lösungen der 
Hochwasservorsorge diesen Auswir
kungen unzureichend Beachtung 
schenken. 

Unser Vorschlag: 
• Untersuchung der Wechselwir

kung von Hochwasser, Boden- und 
Grundwasser, Kanalisation in Stadt
gebieten, Ableitung von Maßnahmen 
der Hochwasservorsorge. 

Hochwassermanagement 
während eines 
Extremereignisses 

These 9: Die beim Eibehochwas
ser eingesetzten Hochwasservorher
sagemodelle haben das Manage
ment der Flutwelle wesentlich un
terstützt, es wurden auch die 
Grenzen der Modelle aufgezeigt, die 
Vorhersage der Extremereignisse 
war aber noch nicht ausreichend. 

Die auf deutscher Seite eingesetz
ten Hochwasservorhersagemodelle 
für die Eibe gehen auf das in den 
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1980-er Jahren entwickelte Zentral
modell Eibe zurück. Allerdings gibt 
es kein für alle Länder einheitliches 
Vorhersagemodell. Es sind hydrolo
gische Modelle, deren Parameter an 
abgelaufenen Hochwasserereignis
sen kalibriert wurden. Das jetzige 
Hochwasserereignis lag sowohl be
züglich der Fülle als auch räumlichen 
Ausdehnung des Ereignisses (mit 
Extremereignissen auch in Zuflüssen 
wie Moldau und Weißeritz) weit au
ßerhalb der bisherigen Erfahrungen. 
Dies führte notwendigerweise zu Pro
blemen bei der Vorhersage mit den 
nur begrenzt extrapolationsfähigen 
Vorhersagemodellen. Im operativen 
Einsatz durchgeführte Modellanpas
sungen haben aber letztlich dennoch 
zu akzeptablen Vorhersagen für die 
Eibe geführt. 

Problematisch war der Ausfall der 
meisten automatischen Messstatio
nen. Die Wasserstands-Abflussbezie
hungen (W-Q) der meisten Pegel sind 
für ein Ereignis dieser Dimension nicht 
durch Messungen belegt. Damit sind 
präzise Angaben der Zulaufmengen 
problematisch, was wiederum Kon
sequenzen für die Genauigkeit von 
Vorhersagen (Wasserstand, Eintritts
zeiten) hat. Ausuferungen des einge
tretenen Umfangs waren in den Mo
dellen nicht berücksichtigt. 

Die Vorhersage modelle sind nur in 
begrenztem Rahmen als Entschei
dungshilfemodelle einsetzbar, um 
Fragen zu beantworten wie: Was er
reiche ich bei Öffnen eines Polders 
oder Sprengung eines Deiches? Wei 
che Konsequenzen hat das für Un
terlieger? 

Unsere Vorschläge: 
• Nachkalibrierung der vorhande

nen Modelle anhand der aktuellen 
Messdaten; 

• mittelfristige Entwicklung eines 
neuen Vorhersagemodells für die 
Eibe und abgestimmter Vorhersage
modell für Teilflussgebiete; 

• Integration von Modellbaustei
nen zum Management von Retenti 
onsräumen; 

• langfristiger Ausbau der Vorher
sagemodelle zu Entscheidungshilfe
systemen für das operationelle Hoch
wassermanagement. 

These 10: Hydrologische Hoch
wasservorhersagemodelle werden 
auch in Zukunft die Basis der opera-

tionellen Hochwasservorhersagen 
bilden. Für ein Flussgebiet müssen 
einheitliche und durchgängige Vor
hersagemodelle verfügbar sein. 

Der vereinzelt geforderte Ersatz 
der hydrologischen Vorhersagemo
delle durch physikalische (hydrody
namische) Modelle ist nicht zielfüh
rend. Unabhängig vom unrealistisch 
hohen Aufwand der Modellerstellung 
sind diese Modelle unter operationeI
len Bedingungen mit begrenztem Da
tenumfang und teilweisem Datenaus
fall nicht einsetzbar und für Hochwas
serzentralen im Katastropheneinsatz 
nicht praktikabel (Modellaufzeiten im 
Bereich der Laufzeit der Hochwasser
weIle). 

Wichtiger ist, dass die Vorhersage
modelle im Flussgebiet aufeinander 
abgestimmt sind und zumindest für 
den EIbestrom ein einheitliches Vor
hersagemodell zum Einsatz kommt. 

Weiter sollte mittels hydrodynami
scher Modelle die Extrapolation der 
Wassersta nds-Abfl ussbezieh u nge n 
(W-Q) von Hochwasserpegeln auf 
eine gesicherte Grundlage gestellt 
werden . 

Unsere Vorschläge: 
• Verbesserung der W-Q-Bezie

hungen mittels hydrodynamischer 
Modelle ; 

• Ausrichtung der Entwicklung 
der Vorhersagemodelle auf ein ein
heitliches, gesamtelbisches Konzept. 

These 11: Eine gute und stabile 
Hochwasservorhersage setzt ent
sprechende Hochwasserpegel vo
raus, die auch unter Extrembedin
gungen (automatisiert) funktionsfä
hig sind. Einsparungen im (Hoch) 
Wassermesswesen können sich als 
extrem teuer erkauft erweisen. 

Viele automatische Hochwasser
pegel sind während des Ereignisses 
ausgefallen beziehungsweise sogar 
zerstört worden. Diese Pegel bilden 
aber das Rückgrat einer effizienten 
Vorhersage . Offensichtlich sind die 
bisherigen klassischen Pegelstatio
nen problematisch, da diese in der 
Regel von Überflutungen mit betrof
fen sein können . Es sollten verstärkt 
berührungsfreie Verfahren (etwa la
ser-basiert) entwickelt und eingesetzt 
werden . 

Unsere Vorschläge: 
• Überprüfung der Pegelstandorte; 
• Rekonstruktion der Pegel; ~ 
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• Entwicklung und Einsatz berüh

rungsfreier Messmethoden. 

These 12: Ein aktives Hochwas
sermanagement setzt die integrier
te und abgestimmte Nutzung aller 
Stausysteme (Rückhaltebecken und 
Talsperren), künstlichen und natür
lichen bewirtschaftbaren Retenti
onsräume voraus. 

Entscheidungen zur Bewirtschaf
tung von Stausystemen werden häu
fig aus lokaler Sicht getroffen, nicht 
unter Beachtung der großräumigen 
Abhängigkeiten bei Extremereignis
sen wie dem jetzt abgelaufenen. Ent
scheidungshilfen zum großräumigen 
aktiven Hochwassermanagement 
unter Einbeziehung aller Stauräume 
sind in den bisherigen Modellen 
kaum enthalten. In der Regel dient 
hier der erfahrene Hydrologe als Ent
scheidungshilfe (aus diesem Grunde 
wurden erfahrene pensionierte Hy
drologen während des Hochwassers 
eingesetzt) . 

In Verbindung mit dem Hochwas
ser im Flussgebiet der Eibe wurde 
auch kritisiert, dass die Talsperren 
falsch bewirtschaftet würden . Diese 
Aussage ist im Nachhinein eventuell 
sogar richtig. Wären die Talsperren 
frühzeitig und schnell entlastet wor
den (mit Schäden für Unterlieger) und 
wäre das Extremereignis dann nicht 
in der tatsächlichen Höhe eingetre
ten - hätte dann nicht die Kritik ana
log zur Evakuierung von Krankenhäu
sern in Dresden gelautet "das Hoch
wassermanagement hat überrea
giert"? 

Unsere Vorschläge: 
• Überprüfung der vorhandenen 

Bewirtschaftungsregeln ; 
• Entwicklung von Strategien zur 

Verbundbewirtschaftung von Stau
systemen (über Verwaltungsstruktu
ren hinaus), zu den Instrumentarien 
vgl. These 7. 

Nach dem Hochwasser 
These 13: Im Vordergrund sollten 

nach der Katastrophe Maßnahmen 
der Schadensminderung für die Be
troffenen (Infrastruktur, öffentliche 
Einrichtungen, Industrie, Gewerbe 
und landwirtschaft, Bürger) stehen 
- ohne Zeitverzug. Dagegen dürfen 
Forschung, Planung und Durchfüh
rung von Maßnahmen der Hochwas
servorsorge nicht von Aktionismus 
geprägt sein. 
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Katastrophenereignisse führen 
immer wieder dazu, dass im Nach
gang auf schnelle Entscheidungen 
und Maßnahmen zur Vermeidung der 
Folgen von Extremereignissen ge
drängt wird . Schnelligkeit ist gefragt, 
wenn es um die Schadensbeseiti
gung beziehungsweise -minderung 
bei Betroffenen geht. Bei der Planung 
von Maßnahmen, dem Einsatz von 
Forschungsmitteln und vor allem der 
Realisierung von Vorsorgeprojekten 
ist Gründlichkeit und Koordination 
geboten . Andernfalls besteht die Ge
fahr, dass Mittel ineffizient oder sogar 
falsch eingesetzt werden (wer zuerst 
kommt, mahlt zuerst). Die (begrenzt) 
verfügbaren Mittel sollten abge
stimmt und auf Effizienz geprüft wer
den, um Fehl- oder Doppelentwick
lungen zu vermeiden (wie es bei 
spielsweise bei der Entwicklung von 
Hochwasservorhersage-Modellen an 
der Oder erfolgte). Ein dem letzten 
Hochwasser vergleichbares Ereignis 
kommt nicht schon morgen wieder 
(wenn dies auch nicht mit 100-pro
zentiger Sicherheit auszuschließen 
ist) . 

These 14: Es könnte eine Art Ka
tastrophenfonds entwickelt werden, 
der der Entschädigung und Folgen
minderung bei Schäden infolge von 
Hochwasserereignissen dient. Die
ser Fonds könnte durch eingesparte 
Mittel des technischen Hochwasser
schutzes und Ausgleichszahlungen 
für Eingriffe in Gewässern gespeist 
werden. 

Die Bewältigung von Katastrophen 
nationaler Dimension bedarf immen
ser volkswirtschaftlicher Anstrengun
gen - mit Belastungen für die ge
samte Bevölkerung. Durch den lang
fristigen Aufbau eines Katastrophen
fonds könnte hier Kontinuität und die 
Verteilung der Belastung auf alle und 
über einen langen Zeitraum erreicht 
werden (Solidarprinzip). 

These 15: Katastrophenereignis
se dieser Dimension können sich als 
Folge des Globalen Wandels häufen 
und auch in anderen Flussgebieten 
eintreten. Die Hochwasservorsorge 
muss permanent entwickelt werden. 
Die erforderlichen Mittel sollten 
nicht erst nach einem Katastrophen
einsatz verfügbar sein und dann 
auch nicht "in den Mühen der Ebe
ne" versanden. • 

von Jochen Maaß, Langenfe/d 

Piloten gehen in den Flugsimula
tor, Techniker der Schaltzentralen 
von Kraftwerken und Chemieunter
nehmen üben am Computer das Ver
halten bei Störfällen, und Polizisten 
trainieren schwierige Situationen im 
"Schießkino ". Die elektronische 
Ausbildung in diesen Bereichen be
gann bereits, als noch sehr teure 
Hochleistungsrechner dafür benö
tigt wurden. Heute wird für Simula
tionen im Wesentlichen der Com
puter gebraucht, mit dem die Kin
der zu Hause spielen. Für den 
Bereich der nichtpolizeilichen Ge
fahrenabwehr ist die Schulung von 
Mitarbeitern und Führungskräften 
durch EDV-gestützte Systeme den
noch nach wie vor eher die Ausnah
me. Die Anbieter von Leitstellensys
temen schufen für ihre komplexen 
Anlagen einen Übungsmodus, damit 
neue Disponenten angelernt werden 
können, ohne direkt die gesamte Ge
fahrenabwehr durch Probealarme 
durcheinander zu bringen. 

Wozu kann die inzwischen verfüg
bare Technik noch genutzt werden? 
Einsatz- und Führungskräfte brau 
chen zur Steigerung der Lernwirk
samkeit, der verbesserten Umsetzung 
theoretischen Wissens in praktisches 
Handeln, Übungsmöglichkeiten . Der 
"taktische Regelkreis" lässt sich näm
lich nicht beherrschen, indem man 
ihn auswendig lernt. In allen Organi
sationen üben die Einsatzkräfte des
halb regelmäßig. Dabei wird eine 
bestimmte Größenordnung (Grup
pen-/Zugebene) jedoch nur sehr sei 
ten überschritten. Die Szenarien blei 
ben im Normalfall im Bereich der 
übenden Organisation. Andere Fach
dienste müssen sich die Übenden 
vorstellen . 

Fachleute sind sich darin einig , 
dass diese Übungen als sensomoto
risches Training praktischer Tätigkei -

Notfallvorsorge 1/2003 
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ten geeignet sind. Die Führungskräf
te bleiben dabei jedoch meist auf der 
Strecke, weil sie intensiver den Ent
scheidungsprozess - den "taktischen 
Regelkreis" - üben müssten. Dazu 
gehört, dass meh rere Va ria nten 
durchgespielt und andere Fachdiens
te (Polizei, Feuerwehr, Rettungs- und 
Sanitäts- und Bergungsdienst) einbe
zogen w erden. Nur so kann die bes
te Lösung erkannt werden . 

Aufgrund des sehr hohen Perso
nal - und Planungsaufwandes, der 
damit verbunden wäre, bleiben Füh
rungsübungen stark beschränkt. Bei 
Stabsrahmenübungen ist es deshalb 
stets sehr schwierig, eine detai llierte 
Auswertung vorzunehmen . 

Der Computer kann helfen 
Es wi rd also eine neue Art des Trai

nings benötigt. Hier hilft die Compu
tersimulation. Dazu einige Beispiele : 

Dem Programm ITLS (Interactive 
Trauma Life Support) liegt eine 

Notfa llvorsorge 1/2003 

VictimBase-Datenbank zugrunde, die 
momentan etwa 1.000 Patienten mo
del le in den unterschiedlichsten Ge
sundheitszuständen enthä lt. Sie um
fasst all e Wunden , Ver letzungen und 
Erkrankungen, die bei Einsätzen auf
treten können . Die Übungsleiter kön 
nen Kategori en zur Einteilung der 
Patienten nach der Schwere ihrer 
Verletzungen definieren. ITLS basiert 
in erster Linie auf den NATO M edical 
Support Princip les and Polices (MC 
326/ 1) . Dazu gehören 

• die "Principles of Battlefield Ad
vance Trauma Life Support (BATLS), 
ATLSO und PHTLS; 

• die NATO Medica l Support Prin
ci pies and Procedures na ch CO
MEDS; 

• die Standard Agreements (STA
NAGs) der NATO. 

Die angehenden Notärzte oder Lei 
tenden Notärzte können somit im 
Lehrgang wiederkehrend üben : 

• Situationsbeurtei lung, Behand
lung und Stabilisierung ; 

• Einteilen der Patienten nach der 
Schwere ihrer Verletzungen bei nor
malen und bei Massenszenarien; 

• Evakuierung ; 
• Patienten-Management. 
DiaboloVR ist ein dreidimensiona-

les Trainingsprogramm, mit dem in 
einer realistischen Umgebung gelernt 
werden kann, Vorfälle zu beurteilen 
und die Vorgehensweise zu üben. 

Realistische Perspektiven 
"Wichtig ist, dass die Perspektive 

der Computersimulation viel realisti
scher ist als im Planspiel", sagt Win
fried Glass, Sachverständiger für Be
völkerungsschutz, Notfallvorsorge 
und Gefahrenabwehr. Er beschäftigt 
sich in seinen Fachbüchern "Übungs
handbuch für Katastrophenschutz
Einheiten" und "Katastrophenschutz: 
Handbuch für EDV-gestützte Übung" 
intensiv mit den Fragen der Wissens
und Fähigkeitsvermittlung . 

Beim bisher üblichen Planspiel mit 
Modellen wird jede Situation vom 
Übenden aus der Vogelperspektive 
betrachtet. Auf dem Bildschirm wird 
jedoch die realistische Sicht darge
stellt, zum Beispiel neben dem Ret
tungswagen stehend oder auf der 
Böschung der Autobahn. Wie im 
wirklichen Leben bleiben dem Erkun 
der viele Dinge verborgen . Mit einem 
so genannten Joystick bewegt sich 
der Erkunder in allen Richtungen 
durch das Szenario, durch Tasten
druck werden auftauchende Türen 
von Fahrzeugen oder Gebäuden ge
öffnet, der Blick dahinter wird frei . 

Der Übende kommuniziert mit 
virtuellen Opfern , Helfern und ande
ren wichtigen Beteiligten . Verkehrs
geräusche, knisternde Flammen , 
Hilferufe, Schmerzäußerungen und 
vieles andere kann eingeblendet wer
den . 

Steven Lohmann von der nieder
ländischen Firma E\Semble ist des
halb sicher, dass "Virtual Reality das 
herkömmliche Planspiel mindestens 
ergänzt, in vielen Bereichen sogar 
komplett ersetzen wird . Die noch jun- ~ 
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ge Firma sitzt in Delft. Aufgrund ihrer 
Nähe zur Hochschule, an der unter 
anderem die Führungskräfte der Feu
erwehren studieren, entstanden ers
te Szenarien für den Katastrophen
schutz. Beraten von Praktikern, be
rücksichtigten die Programmierer 
folgende Punkte: 

• Die einzelnen Elemente können 
laufend verändert werden . Opfer 
oder Helfer können laufen, stehen 
oder sich auf verschiedene Arten 
(kriechend, humpelnd, rennend) von 
einem Punkt zu anderen bewegen . 

• Die virtuelle Situation verändert 
sich im Laufe der Zeit und durch die 
Aktionen des Übenden. Klickt der Sa
nitäter zum Beispiel den Feuerlöscher 
seines Rettungswagens und dann das 
brennende Auto an, wird gelöscht -
sonst wird der Brand größer. 

• Es können auch "Fallen" einge
baut werden : So kann sich plötzlich 
ein Airbag auslösen, wenn der üben
de Helfer ein eingeklemmtes Opfer 
unprofessionell anfasst. 

• Die Software speichert alle Ak
tionen und den Weg des Helfers 
durch das Szenario. 

Szenarien nach Wahl 
Die Szenarien können bereits aus

gearbeitet sein. Der Ausbilder wählt 
zunächst die Übungslandschaft oder 
das Gelände (Autobahnabschnitte, 
Bahnübergänge, Plätze in großen 
Städten oder Tunnelanlagen) aus. Er 
gestaltet dann die Details, indem er 
mit der "drag and drop"-Funktion be
wegliche Opfer, Retter, Fahrzeuge 
und andere Elemente anklickt und auf 
das Szenario zieht. Damit alles 
möglichst realistisch ist, können Fahr
zeugdesign und Uniformen "wie da
heim" aussehen. Je nach Umfang der 
Ausstattung beginnt die Investition 
bei 2.500 Euro und geht bis etwa 
12.500 Euro. 

Daneben können spezielle Pro
gramme entwickelt werden. Beson
dere Gebäude, Bahnhöfe und Flug
häfen können als Szenario eingerich
tet werden . Wie teuer das für den 
Besteller ist, hängt von seinem eige
nen Beitrag ab. Für viele moderne 
Bauten besitzen die Architekten 
ohnehin 3-D-Animationen. Diese wer
den dann nur weiter bearbeitet. Teu
rer wird es, wenn eine Serie speziel
ler Luftbilder erstellt werden muss, 
um eine Geländestruktur aufzuneh
men. Die Preisbreite liegt deshalb 
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zwischen 25.000 und 100.000 Euro. 
Die Kosten hängen von den 

Übungsmöglichkeiten ab: In der ein
fachsten Ausstattung kann ein Teil 
nehmer vom Ausbilder kontrolliert 
üben. Das entspricht der Umsetzung 
des üblichen Planspiels auf den Com
puter. Die anderen Kursteilnehmer 
können dann mit Videoprojektor-Dar
stellung einbezogen werden und dem 
Beispiel folgen . Möglich ist jedoch 
auch, dass zehn Übende mit vernetz
ten Computern arbeiten und unter
schiedliche Aufgaben zu erfüllen ha
ben. Jeder hat seine eigene Perspek
tive auf dem Bildschirm, der Aus
bilder betrachtet alle aus der Vogel
perspektive. Das Programm speichert 
alle Aktionen, die einzeln ausgewer
tet und im Lehrgang besprochen wer
den können. Die Observer-Video-Pro
Software analysiert die Daten und 
erstellt Statistiken über das Verhal
ten des oder der Übenden innerhalb 
des Szenarios. Die Kursteilnehmer 
können sich die Übungen aus ver
schiedenen Kamerapositionen noch 
einmal ansehen, um die Wirkung ih
rer eigenen Aktionen besser zu er
kennen. 

Für die Ausbildungsstätten liegen 
weitere Möglichkeiten in diesem Sys
tem. Da alle Übungen gespeichert 
sind, ergibt sich ein Überblick über 
die gesamte Ausbildung. Es kann 
analysiert werden, welche Fehler in 
den letzten zehn , 20 oder 30 Lehr
gängen immer wieder gemacht wur
den . Das deckt Schwächen des Un
terrichts oder in den Unterlagen auf, 
die dann beseitigt werden können. 

In zwei Jahren ist eine Internet
Plattform geplant, von der Standard
Übungs lagen heruntergeladen wer
den können. Bildungsstätten, die zu
sammen arbeiten , können via E-Mail 
den Austausch von Szenarien betrei 
ben . 

Die Feuerwehr- und Katastrophen
schutzschule Rheinland-Pfalz (LFKS) 
nutzt DiaboloVR als erste deutsche 
Einrichtung bei der Ausbildung der 
Gruppen- und Zugführer der Feuer
wehr. 

Literatur-Tipp : 
Winfried Glass: Katastrophenschutz: 
Handbuch für EDV-gestützte Übung. 
Walhalla, 2002, ISBN 3-8029-9991-6, 
45,50 Euro. 

Stürme u 
Die Münchener Rückversiche

rungs-Gesellschaft präsentierte An
fang diesen Jahres eine Studie "to
pies Naturkatastrophen 2002". De
ren Schwerpunkte: Stürme und 
Überschwemmungen prägen die 
Schadensbelastungen der Versiche
rer noch stärker als im Jahr zuvor. 
Im langfristigen Vergleich ist ein 
drastischer Anstieg der Schäden 
trotz zufallsbedingt unterdurch
schnittlicher Belastungen in den 
letzten drei Jahren zu verzeichnen. 
Außerdem: "Geographical Under
writing" macht Katastrophenrisiken 
transparenter. Und ein neuer Index 
für Megacitys beschreibt die Gefähr
dung in großen Ballungsräumen. 

Notfallvorsorge 1/2003 
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I Uberschwemmungen 
rden Versicherer stärker elasten 

Langzeittrend : 
Überproportionaler Anstieg 
der versicherten Schäden 

Die Naturkatastrophenstatistik der 
Münchener Rück zeigt : Bei einem 
Vergleich der letzten zehn Jahre 
(1993-2002) mit den 60-er Jahren ist 
die Zahl der großen Ereignisse um 
das 2,6fache (von 27 auf 70) gestie
gen, die volkswirtschaftlichen Schä
den - inflationsbereinigt - haben sich 
dagegen um das 7,3fache (von 75,5 
Mrd. US-$ auf 550,9 Mrd . US-$) und 
die versicherten Schäden - ebenfalls 
inflationsbereinigt - sogar um das 
13,9fache (von 6,1 Mrd. US-$ auf 84,5 
Mrd . US$) erhöht. Dieser drastische 
Anstieg ergibt sich trotz zufallsbe
dingt unterdurchschnittlicher Belas
tungen in den letzten drei Jahren. 

Die im letzten Jahr beobachteten 
Extremwerte bei Niederschlags- und 
Abflussmengen bestätigen, was die 
Münchener Rück seit langem prog
nostiziert : Die Versicherungswirtschaft 
muss sich - auch als Folge der globa
len Klimaveränderungen - auf neue 
Schadensdimensionen einstellen . 

Flutkatastrophen in Mittel
europa : Wie lassen sich die 
Auswirkungen verringern? 

Die Ursachen extremer Über
schwemmungen sind sehr vielfältig. 
Die Studie beschreibt am Beispiel der 
Flutkatastrophe in Mitteleuropa de
tailliert den Ablauf einer Über
schwemmung und ihre unterschied
lichen Einflussfaktoren, also neben 
den Wetter- und Klimabedingungen 
die Bodenversiegelung, Flussbegra
digungen und die Besiedelung frü
herer Rückhalteflächen. Nach Ansicht 
der Münchener-Rück-Experten lassen 
sich die Auswirkungen von Über
schwemmungen vor allem dadurch 
verringern , dass man sich effizienter 
auf potenzielle Katastrophensituatio
nen vorbereitet. Ein verbessertes 
Frühwarnsystem, gekoppelt mit einer 
gut abgestimmten Einsatzplanung, ist 
notwendig, um größere Schäden zu 
verhindern oder zu begrenzen. 

Notfallvorsorge 1/2003 

Einen wichtigen Beitrag zur Ver
sicherbarkeit des Überschwem
mungsrisikos in Deutschland liefert 
das Zonierungssystem für Über
schwemmung, Rückstau und Stark
regen (ZÜRS), entwickelt vom Ge
samtverband der Deutschen Versi
cherungswirtschaft. Es identifiziert 
überschwemmungsgefährdete Ge
biete und teilt sie in verschiedene 
Gefährdungsstufen ein. Danach gibt 
es in Deutschland lediglich rund 
fünf Prozent hochgefährdete Lagen, 
für die - auch in der Diskussion mit 
staatlichen Stellen - noch De
ckungslösungen gefunden werden 
müssen. 

Dr. Gerhard Berz, Leiter des Fach
bereichs GeoRisikoForschung der 
Münchener Rück: "Neben einem ver
besserten Hochwasserschutz und der 
Weiterentwicklung von Frühwarnsys
temen ist vor allem eine restriktive 
Raumplanung auf kommunaler Ebe
ne erforderlich, damit sich die Risi
ken nicht weiter verschärfen ." 

"Geographical 
Underwriting" macht 
Risiken transparenter 

Spätestens seit dem 11. Septem
ber 2001 sucht die Versicherungswirt
schaft verstärkt nach neuen Wegen, 
um ihre Risikoexponierungen noch 
besser zu erkennen und zu analysie
ren. Voraussetzung dafür, komplexe 
Risiken optimal einzuschätzen, sind 
genaue Kenntnisse etwa über ihre 
Lage und Haftungssummen. Hier hilft 
das "Geographical Underwriting". 
Dabei kann, zusätzlich zu den bishe
rigen Informationen über ein versi
chertes Risiko (etwa Gebäudewert, 
Versicherungssumme), die geografi
sche Lage des versicherten Objekts 
und seiner Umgebung hausnum 
merngenau erfasst und analysiert 
werden (bisher wurden meist nur 
Daten beispielsweise auf dem Niveau 
von Postleitzahlen verarbeitet). Damit 
werden alle Haftungen - sowohl der 
Erstversicherer als auch der Rückver
sicherer - in einer bestimmten Regi
on transparent. 

Auch lassen sich Schadenspoten
ziale für jeden Ort der Welt präziser 
als bisher bewerten; dies erleichtert 
die Versicherbarkeit vor allem von 
Kumulrisiken deutlich - beispiels
weise für Überschwemmungen oder 
Terroranschläge in Großstädten. 

Megacitys: Neuer Index 
beschreibt Risiken 
großer Ballungsräume 

Nach Angaben der Vereinten Nati
onen nimmt die Verstädterung auf 
der Erde erheblich zu: Während 1950 
knapp 30 Prozent der WeItbevölke
rung in Städten lebten, sind es heute 
über 50 Prozent. Megacitys erreichen 
inzwischen gewaltige Dimensionen 
(Einwohnerzahlen von Tokio-Yokoha
ma : circa 35 Millionen, New York: cir
ca 22 Millionen, Sao Paulo: circa 20 
Millionen, Schanghai: circa 14 Milli
onen). Immer mehr breiten sich die 
Städte auch in hoch gefährdete Ge
biete wie Überschwemmungs- oder 
Waldbrandzonen aus. 

Für die weltweit 50 größten Me
tropolen haben die Experten der 
Münchener Rück einen Index entwi
ckelt, der ihre Risikopotenziale über 
alle Naturgefahren hinweg ein 
schließlich der Schadensanfälligkei
ten und Wertekonzentrationen quan
tifiziert. Danach weisen Metropolen 
wie Tokio-Yokohama, San Francisco 
und Los Angeles erwartungsgemäß 
besonders hohe Indexwerte auf, an
dere wie Rio de Janeiro, Delhi oder 
Lagos deutlich niedrigere, weil dort 
Werte und Gefährdungen geringer 
sind . Der Index ermöglicht es 
erstmals, das Risiko verschiedener 
Megacitys realistisch miteinander zu 
vergleichen. Bei entsprechender 
Kenntnis der jeweiligen Versiche
rungsdichte lassen sich dann auch 
Aussagen über das versicherte Scha
denspotenzial machen. 

Ansprechpartner (spezifisch 
naturwissenschaftliche Fragen) : 
Dr. Gerhard Berz, Tel.: (0 89) 38 91 52 90 
Thomas Laster, Tel. : (089) 38 915287 
Die Studie ist veröffentlicht unter 
www.mun jchre.com • 
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Uberlegu gen zu ei 
europalsc en 

von Detlef Lorenzen M.A., Kiel 

Ende Oktober 1998 sorgte die Havarie des eher unauffälligen, mit Holz 
beladenen Frachters PALLAS vor Amrum für Aufregung. Gegenüber nach
folgenden Ereignissen wie dem Sinken der ERIKA vor der Bretagne im 
Oktober 1999 sowie dem Untergang der PRESTIGE vor der galizischen 
Küste im November 2002 waren die Umweltfolgen indes weniger gravie
rend. Die Liste von Schiffshavarien in europäischen Gewässern vom Balti
kum bis zum Bosporus allein in den vergangenen vier Jahren ließe sich 
fortsetzen. Nun wird mancher einwenden, dass jede Havarie ein singuläres 
Ereignis darstellt. Dass dieser Gedanke trotz aller Unterschiede zwischen 
den Einzelereignissen zu kurz gegriffen ist, soll nachstehend analysiert 
werden. 

Schiffshavarien haben viele grund
sätzliche Gemeinsamkeiten . Bei 80 
Prozent aller Havarien kommt 
menschliches Versagen als Ursache 
in Betracht (vgl. EU-Kommission, 
6.4.2001: 8); weitere Ursachen sind 
technische Mängel und schwierige 
Witterungsbedingungen. Auffällig ist 
die häufige Verwicklung von Schif
fen unter "Billigflagge" oder von "Ein
schiffsgesellschaften" . Dort kommt es 
auch häufig zu Problemen hinsicht
lich Haftung und Kontrolle sowie der 
Ahndung von Regelverstößen . Auch 
die Arbeitsbedingungen der Seeleu
te sind oft denkbar schlecht - Stich
wort "Seelenverkäufer". 

Diese Gedanken weisen auf das 
über Jahrhunderte gewachsene Ge
wohnheitsrecht der "Freiheit der 
Meere" hin, welches besagt, dass das 
Meer außerhalb der nationalen Ho
heitsgewässer grundSätzlich Jedem 
zur Nutzung offen steht. Derzeit gilt 
die Seerechtskonvention (UNCLOS) 
von 1982, in der auch die "Freiheit 
der Meere" näher geregelt ist. 

Neben diesen "zu Wasser" ange
siedelten Schwachstellen sind auch 
"zu Lande" Parallelen zwischen den 
einzelnen Havarien erkennbar. So 
sind die Zuständigkeiten einzelner 
Einsatzkräfte innerhalb der Küsten
schutzstruktur unklar geregelt. Das 
führt zu Konflikten der Einsatzkräfte 
untereinander und ist einer erfolgrei 
chen Bergung hinderlich. Diese Pro
bleme verschärfen sich noch, wenn 
eine Havarie in die Zuständigkeit 
mehrerer Staaten fällt, wie das etwa 
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im Ärmelkanal oder in der Deutschen 
Bucht der Fall wäre . 

Jede Havarie weist für sich genom
men auf Schwachstellen im System 
hin. Dabei muss differenziert werden 
zwischen solchen Mängeln, die die 
Havarie kausal verursachen, und sol 
chen Problemen, die sich infolge ei
ner erfolglosen Bergung zusätzlich 
ergeben . Beide Aspekte sind 
gleichermaßen relevant. Ihre jeweili
gen Lösungsansätze sind jedoch auf 
unterschiedlichen Ebenen anzusie
deln. 

Zum einen sind präventive Maß
nahmen gefragt, um die Gefahr einer 
Havarie von Vornherein zu reduzie 
ren - gedacht ist an hinreichende 
Kontrollmaßnahmen . Zum zweiten 
geht es darum, eine optimale Ab
wehrstruktur zu entwerfen, um im 
Havariefall effizient agieren zu kön
nen, da keine noch so gute Präventi
on vollständigen Schutz bieten kann. 
In dieser Hinsicht geht es um eine 
effiziente Organisation sämtlicher für 
Rettungsmaßnahmen relevanter Ein
satzkräfte, aber auch um die Beseiti
gung eventueller Umweltschäden. 
Beide Tätigkeitsfelder gilt es in einer 
Sicherheitskonzeption zu vereinen. 

Europäische Küstenwache 
als Problemlösung 

Die skizzierten Rahmenbedingun
gen weisen eindeutig darauf hin, dass 
dem Problem der Sicherheit in euro
päischen Gewässern nur mit einer 
gemeinschaftlichen Lösung innerhalb 

ache 
der EU (und den angrenzenden Staa
ten) begegnet werden kann. Dafür 
gibt es vor allem zwei Gründe: 

• In Europa gibt es auf verhältnis
mäßig kleinem Raum viele Staaten, 
von denen heute 15 und ab 2004 gar 
25 der EU angehören. 

• Die internationale Seeschifffahrt 
hat sich zu einem weit verzweigten 
Wirtschaftsfaktor entwickelt, dem 
nationale Lösungen nicht mehr ge
wachsen scheinen . 

Da bereits im Titel von einer euro
päischen Küstenwache die Rede ist, 
sollen nunmehr deren Ziele und Auf
gaben skizziert werden. Angenom
men, dass es unmöglich ist, die Kluft 
zwischen Ökologie und Ökonomie als 
solche beseitigen zu können, muss 
sich die europäische Küstenwache 
darauf konzentrieren, die Folgen des 
Konflikts "zu Wasser" zu reduzieren 
beziehungsweise zu regulieren. Die
ses Ziel lässt sich in fünf Unterziele 
präzisieren : 

• Die gesamte Strategie ist auf 
Prävention auszulegen. 

• Mittels einer schlanken Struktur 
ist effizientes Handeln anzustreben. 

• Es sind permanente Kontrollen 
der Seewege und der Schiffe zu ge
währleisten. 

• Es muss umfassende Operatio
nen der Ahndung von Verstößen ge
mäß eines allgemein gültigen Kata
loges von Sanktionen geben. 

• Es gilt in Schadensfällen, das 
Verursachungsprinzip stärker als 
bisher anzuwenden. 

Zur Erreichung dieser Ziele sind 
verschiedene Formen der Organisa
tion denkbar. Minimum wäre, die 
Rechtsvorschriften sowie die Kom
munikationsstrukturen innerhalb der 
EU einander anzugleichen. Denkbar 
ist eine europäische Einsatzleitzent
rale, die den Schiffsverkehr über
wacht sowie notwendige Rettungs
maßnahmen unter Rückgriff auf die 
nationalen Kräfte koordiniert. Ergän
zen ließe sich diese Variante durch 
feste Regelungen zur Nachbar
schaftshilfe, wie sie bereits in Scha
densfällen praktiziert wird. 



Das Maxi mum bestünde in einer 
neuen Behörde unter Hoheit der EU 
- vorzugsweise dem Kommissar für 
Verkehr unterstellt - mit der Konse
quenz, dass die Mitgliedstaaten ihre 
diesbezügliche Souveränität aufgä
ben . Kern dieser Behörde, im Folgen
den MARES (Maritime Agency for 
Rescue in the European Seas) ge
nannt, wäre eine ständig besetzte 
Überwachungszentrale nach dem 
Vorbild der US Coast Guard, der als 
Vollzugsorgan die Einsatzkräfte der 
Mitgliedstaaten zur Verfügung stün
den. 

Zwischen beiden Extremen ist eine 
Vielzahl von Varianten denkbar, die 
sich auch (zumindest annäherungs
weise) an dem bereits bestehenden 
Konzept des einen oder anderen EU
Staates orientieren können. Großen 
Stellenwert sollte - unabhängig von 
einer eventuellen europäischen Küs
tenschutzstruktur - die Verschärfung 
beziehungsweise konsequentere An
wendung teils bereits bestehender, 
rechtlicher Bestimmungen genießen, 
wie beispielsweise der Hafenstaat
kontro lle (Port State Control). Das gilt 
nicht nur im Hinblick auf ein geschlos
senes Auftreten gegenüber der inter
nationalen Seeschifffahrt, sondern 
auch aus Gründen der Wettbewerbs
gleichheit zwischen den Häfen der 
EU-Staaten . 

Weiterhin ist darauf hinzuwirken, 
dass trotz zu erwartender Widerstän
de das Verursacherprinzip stärker als 
bisher zur Anwendung kommt. Die 
Ziele eines solchen Vorgehens sind 
zum einen die Schärfung des Verant
Wortungsbewusstseins seitens aller 
an Schiffstransporten Beteiligten und 
zum zweiten eine Entlastung der von 
den Folgen einer Havarie betroffenen 
Regionen und ihren Bewohnern. Die 
Folgen der PRESTIGE-Havarie führen 
diese Mängel einmal mehr vor Au
gen. Besonders prekär sind "Ein
schiffsgesellschaften", da dort die 
Haftung durch verzweigte Verant
wortlichkeiten und jeweils begrenzte 
Kapitaleinlagen der Beteiligten für das 
Schiff und seine Ladung reduziert ist. 

Schließlich müssen Faktoren in die 
Überlegungen einbezogen werden, 
die vordergründig wenig mit den ori
ginären Zielen einer Küstenwache zu 
tun haben. Gedacht ist an die Siche
rung der EU-Außengrenze auf See 
sowie - nach den Anschlägen des 11. 
September 2001 - die Abwehr von 

Terrorattacken auf Schiffe bezie
hungsweise Seehäfen . Bezüglich der 
Abwehr möglicher terroristischer 
Anschläge beschloss die IMO (Inter
national Maritime Organisation) im 
Dezember 2002 Maßnahmen zur ver
stärkten Sicherung von Häfen und 
Schiffen, die am 1. Januar 2004 in 
Kraft treten sollen . 

Weiterhin kann eine scheinbar so 
altertümliche Erscheinung wie die 
Piraterie in Betracht kommen, auch 
wenn sie derzeit eher außerhalb Eu
ropas eine Bedrohung für die Schiff
fahrt darstellt. Die Bündelung dieser 
letztgenannten Aufgaben mit dem 
originären Sicherungsauftrag würde 
die Auslastung und in der Folge die 
Kosten-Nutzen-Relation der MARES 
erhöhen. 

Welche Aussichten hat 
die Realisierung einer 
europäischen Küstenwache? 

Man kann sicherlich festhalten, 
dass Schiffshavarien so alt sind wie 
die Schifffahrt selbst. Jedoch haben 
sich die mit einer Havarie verbunde
nen möglichen ökologischen Auswir
kungen zunehmend verändert : Der 
Untergang eines 250 .000-Tonnen
Tankers hat andere Dimensionen als 
der einer Hansekogge. Ökonomische 
Schäden bis hin zum Totalverlust von 
Schiff und Ladung im Fall eines Un
tergangs sind allerdings in beiden Fäl
len zu beklagen. 

Entscheidend ist jedoch der Wan
del in der Wahrnehmung und Beur
teilung von Schäden. Während für die 
Kaufleute der Hanse die Havarie des 
Schiffes oft den direkten Ruin bedeu
tete, scheinen heute Versicherungen 
vieles abzufedern. Hinzu kommt die 
Haftpflichtversicherung, deren Um
fang nicht nur in Relation zur Versi 
cherung vor eigenen Verlusten ge
ring ausfällt, sondern auch im Hin
blick auf die potenziel len Schäden an 
Dritten - der Umwelt oder der Küs
tenbewohner. 

Warum brauchen wir eine europä
ische Küstenwache überhaupt? 
Schließlich ist beispielsweise das 
nordfriesische Wattenmeer nicht von 
einer Havarie im Bosporus betroffen? 
So singulär jede Schiffshavarie (vor
dergründig) auch sein mag, so lie
gen doch stets die gleichen struktu
rellen Mechanismen zu Grunde. Dem
zufolge dürften punktuelle - also 
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nationale - Lösungsansätze auf Dau
er nicht ausreichen . 

Gravierender ist jedoch das in un
serer Zeit bestehende Primat der 
Ökonomie, so dass das vorliegende 
Konzept gerade hier ansetzt. Es darf 
sich für einen Reeder nicht rentieren, 
marode Schiffe auf große Fahrt zu 
schicken . Es muss also den ökono
mischen Anreiz geben, künftig ver
mehrt sichere Schiffe einzusetzen. Da 
kann die von der EU beschlossene 
"Schwarze Liste" gefährlicher Schif
fe nur ein erster Schritt bleiben. 

Jedoch ist jedes Sicherheitssystem 
nur so gut wie seine Kontrollen. Wo 
Sanktionen gegen Regelverstöße 
nicht wirksam umgesetzt werden 
(können). entstehen schnelle Lücken. 
Dies erfordert ein einheitliches Über
wachungssystem, das sowohl für die 
Kontrolle der Schiffe als auch für die 
Sicherheit der Seewege zuständ ig ist. 
Denn Schiffe, die aufgrund von Si
cherheitsmängeln keine Häfen mehr 
anlaufen dürfen, bringen ihrem Ree
der keinen Profit - selbst wenn die
ser etwa in Monrovia ansässig ist. 

Das Hauptaugenmerk des darge
stellten Ansatzes ruht somit auf der 
Prävention . Da jedoch keine noch so 
gute Vorsorge eine umfassende Ga
rantie bieten kann , ist selbstverständ
lich eine Vorhaltung von Rettungska
pazitäten vonnöten, deren reibungs
loser Einsatz eine e inheitlich e 
Kommandostruktur erfordert. Diese 
wird durch die MARES gegeben . 
Denn was wäre Europa ohne die 
Meere? 

Europa ohne Schifffahrt? 
" Eine der beständigsten und 

fruchtbarsten Gemeinsamkeiten der 
Europäer ist das Meer." (Mollat du 
Jourdin, 1993: 281) Im Laufe der Ge
schichte waren die Meere - je nach 
Situation - mal ein trennendes Ele
ment, mal ein einender Faktor . 
Andererseits wird der Seehandel 
immer noch weit stärker von ökono
mischem Konkurrenzdenken denn 
von einem auf Gemeinsamkeit zielen
den Handeln bestimmt - eine Vor
stellung, die sich ohne Weiteres auf 
die Sicherheit zur See übertragen 
lässt. Aber was wäre Europa ohne 
die Schifffahrt? Wir profitieren von 
ihr, da viele für unseren Alltag not
wendige Güter auf dem Seeweg nach 
Europa transportiert werden bezie- • 

17 



hungsweise eine Vielzahl unserer 
Exportgüter auf dem Seeweg in an
dere Teile der Erde gebracht werden. 3 

Und: Wir klagen, wenn beispiels
weise die Ladung eines Tankers ins 
Meer fließt und neben Schäden an 
Flora und Fauna auch menschliche 
Lebensgrundlagen wie Fischgründe 
oder für den Tourismus attraktive 
Küstenregionen beeinträchtigt. Ganz 
zu schweigen von der sinnlosen und 
doch vermeidbaren Verschwendung 
eines wertvollen Rohstoffes. Dabei 
zeigt die PALLAS-Havarie, dass selbst 
der Unfall eines unauffälligen Frach
ters verheerend sein kann. Sollten 
dies nicht Gründe genug sein, das 
Problem des Küstenschutzes infolge 
von Schiffshavarien entschieden an
zupacken und zu einer ebenso ge
meinschaftlichen wie umfassenden 
Lösung zu gelangen? 

Eine dahingehende Tendenz ist 
durchaus zu erkennen; an der Ent
schlossenheit, die Konflikte zielstre
big anzupacken, mangelt es aller
dings immer noch, auch wenn sich 
derzeit darum bemüht wird, das für 
2015 beschlossene Verbot von Ein
hüllentankern in EU-Gewässern 
vorzuziehen. Dennoch wird eine eu
ropäische Küstenwache unabhängig 
von ihrer Struktur eher die Aspekte 
der Konflikte "zu Wasser" eingrenzen 
können als diese Konflikte selbst . 
Letzteres ginge über Aufgaben und 
Möglichkeiten der europäischen Küs
tenwache hinaus und bleibt somit 
eine Aufgabe der UN: Auf lange Sicht 
ist eine Eindämmung der wie ein Da
moklesschwert über allem schwe
benden "Freiheit der Meere" nur im 
Rahmen der IMO mittels entspre
chender Verschärfungen der See
rechtskonvention zu erzielen. 

Schwierigkeiten sind gerade von 
jenen Ländern mit "Billigflaggen" zu 
erwarten. Unterstützung käme wohl 
eher von den Versicherungen und vor 
allem von den Rückversicherungen. 
Auf den ersten Blick mag die Forde
rung nach einer europäischen Küs
tenwache radikal oder gar utopisch 
erscheinen . Dennoch weisen neben 
vielen Argumenten aktuelle Bestre
bungen der EU wie die Pläne für eine 
europäische Seefahrtsagentur hin zu 
einem möglichst umfassenden Si
cherheitskonzept - jüngst genährt 
durch die PRESTIGE-Havarie. Zudem 
sind in der Debatte um eine adäqua
te Lösung immer Kompromisse ein-
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zukalkulieren . Somit hätte die Vorla 
ge eines Min imalziels wohl eher ver
wundert. Letztlich darf man gespannt 
sein, welche Ergebnisse die Diskus
sionen hervorbringen. Unterstützen
de Wirkung kann dabei von den Auf
gabenbereichen der Grenzsicherung 
und der Abwehr von Terroranschlä
gen ausgehen. 

Abschließend sei angemerkt, dass 
selbst das für den Augenblick beste 
Konzept keine dauerhafte vollständi 
ge Sicherheit bieten wird . Diese Tat
sache sollte jedoch, nicht zuletzt vor 
dem Hintergrund einer sinkenden 
Toleranzschwelle in der Bevölkerung 
gegenüber Schiffsunglücken, kein 
Hinderungsgrund sein, mit der Ein
führung der MARES einen Schritt hin 
zu einer "g länzenden sozialen Pro
blemlösung" im Sinne einer al lum
fassenden Friedensstiftung (vgl. FAK
KEL-Modell in Clausen, 1994: 26-50) 
anzustreben. 

Quellen: 
• Clausen, Lars: Krasser sozia ler Wandel. 
Leske & Budri ch, Opladen, 1994 
• Elias, Norbert : Über den Prozess der Zivi
lisation (2 Bde.); Suhrkamp, 1997 [1939] 
• EU-Kommission : Mitteilung der 
Kommission [ .. . ] über die Ausbildung und 
Einstellung von See leuten. KOM (2001) 
188, 6.4.2001 
• Mollat du Jourdin, Michel: Europa und 
das Meer, Beck. München, 1993 • 

"Nur zivile I< 
Terrorisl1 

von Klaus Liebetanz, Dörverden 

Die Plattform " Zivile Konfliktbe
arbeitung" ist ein 1998 gegründetes 
Netzwerk, in dem 50 renommierte 
Organisationen - darunter die Deut
sche Kommission Justitia et Pax und 
Diakonie Menschenrechte - und 120 
einzelne Personen zusammenarbei
ten. Sie verbindet das Interesse, die 
Konfliktbearbeitung mit nichtmilitä
rischen Mitteln zu stärken. Dass aus
schließlich zivile Konfliktbearbei
tung den Terrorismus nachhaltig 
bekämpfen und den Frieden fördern 
kann, ist Grundaussage eines Posi
tionspapiers, das die Plattform im 
Herbst vergangenen Jahres verab
schiedete. 

Erwartungen an 
den Sicherheitsrat 

Die Plattform setzt große Hoffnung 
auf die vor kurzem erfolgte Wahl 
Deutschlands als nicht-ständiges Mit
glied in den VN -Sicherheitsrat für 
zw ei Jahre. In diesem Gremium be
stünde die Chance, friedensfördern
de Politik im internationalen Rahmen 
umzusetzen und dazu beizutragen, 
dass dem Primat ziviler Konfliktbe
wältigung trotz und wegen der An
schläge vom 11 . September 2001 in
ternational Vorrang eingeräumt wür
de. In diesem Zusammenhang ver
weist das Papier auf die erfolgreiche 
Rolle Kanadas als nicht-ständiges Mit
glied. 

Primat ziviler 
Konfliktbearbeitung 

Aus Sicht der Unterzeichner führt 
nur gewaltfreie und nichtmilitärische 
Konfliktbearbeitung zu dauerhaftem 
Frieden, auch wenn dies für viele 
Menschen in Nachkriegssituationen 
nur in Gegenwart internationaler 
Schutztruppen möglich erscheint. Zi
vile Konfliktbearbeitung verursache 
keine weiteren Verletzungen der 
Menschenrechte und des humanitä
ren Völkerrechts. Bei einem militäri
schen Eingriff würden unvermeidlich 
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Ifliktbearbeitung bekäm~ft 
15 nachhai ig un fördert Frieden" 

weitere Zivilisten getötet und Infra
struktur zerstört, was zu einer 
schlechteren Versorgung der Bevöl
kerung führe. Die Alternative ziviler 
Friedensgestaltung sei trotz aller Be
mühungen nicht im erforderlichen 
Umfang weiterentwickelt worden. 
Hierzu bedürfe es einer gemeinsa
men Anstrengung der zuständigen 
Bundesministerien, der Bundeslän
der, der Regierungs- und Nichtregie
rungsorganisationen . Militärische 
Einsätze dürften nicht den Eindruck 
erwecken, in den betroffenen Län
dern werde langfristig unter dem 
Vorwand der Friedenssicherung ein 
modernes Protektorats- und Koloni
alsystem etabliert. 

Verhängnisvolle 
Interessenpolitik 

Die Plattform beklagt ferner, dass 
die noch immer mangelhafte interna
tionale Unterstützung gewaltfreier 
Bewegungen und Friedensprozesse 
leider von einer Interessenpolitik er
schwert werde, die den Zielen der 
zivilen Konfliktbearbeitung und Ent
wicklungszusammenarbeit oft funda
mental entgegenstünde . Schwere 
Verletzungen der Menschenrechte, 
Verletzungen der demokratischen 
Grundrechte, Vertreibung und Enteig
nung kleiner Bauern und die Zerstö
rung der Lebensgrundlagen würden 
noch immer billigend in Kauf genom
men, um Ressourcen für den Norden 
zu sichern. Desweiteren sie es ein 
schwerwiegender Fehler, im Zuge 
des gemeinschaftlichen Kampfes ge
gen den internationalen Terrorismus 
oder aus geopolitischen Überlegun
gen repressive oder diktatorische 
Regimes und paramilitärische Grup
pen zu unterstützen. 

Dafür zählt die Plattform eine Rei
he von Beispielen auf, unter ande
rem die Unterstützung Saddam Hus
seins im Irak-Iran-Krieg. Auch Osa
ma bin Laden hätte auf der 
Gehaltsliste des CIA gestanden, als 
die Vereinigten Staaten 1979 nach 
dem Einmarsch der Sowjetunion 
nach Afghanistan die Muddjahedin 
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Beim Abstimmen der verschiedenen Textbeiträge zum Positionspapier der Plattform 
"Zivile Konfliktbearbeitung ": Dr. Barbara Müller, Geschäftsführerin der Plattform (li.), 
und Kathrin Vogler, Bund für soziale Verteidigung (re.). 

unterstützten. An der kriegerischen 
Politik Russlands in der Kaukasusre
gion sei seit dem 11. September 2001 
kaum noch öffentliche Kritik geäußert 
worden. 

Krisenprävention muss 
frühzeitig beginnen 

Die Unterzeichner sind der Auffas
sung, dass nicht Armut an sich, son
dern vielmehr Ausgrenzung, Enttäu
schung und der Prozess der Verar
mung der beste Nährboden für 
Gewalt ist. Jahrelange Ignoranz ge
walttätiger Konflikte und mangelnde 
internationale Unterstützung gewalt
freier Prozesse wie beispielsweise im 
Kosovo in den Jahren 1990 bis 1997 
rächten sich. So würden geradezu 
Situationen geschaffen, die nur noch 
militärisches Eingreifen als sinnvolle 
Alternative erscheinen ließen. 

In diesem Zusammenhang ver
weist die Plattform auf eine ähnliche 
verhängnisvolle Entwicklung in Ke
nia. Die Unterzeichner erwarten von 
der Bundesregierung, dass diese mit 
ihren diplomatischen Mitteln dazu 
beiträgt, gewaltfreie Ansätze und den 
Aufbau rechtsstaatlicher Strukturen 
zu unterstützen. Ferner wird die Bun-

desregierung aufgefordert, ihre 
international gegebenen Verspre
chen einzulösen und damit berech
tigte Hoffnungen in überschaubaren 
Zeiträumen zu erfüllen. 

Terrorismusbekämpfung 
mit angemessenen Mitteln 

Regierungen hätten das Recht und 
die Pflicht, ihre Bürgerinnen und Bür
ger vor terroristischen Übergriffen zu 
schützen. Dabei sei es nicht hilfreich, 
menschenrechtliche Standards nati 
onal zu schwächen oder gar außer 
Kraft zu setzen und internationale 
Standards auszuhöhlen . Die Unter
zeichner weisen darauf hin, dass der 
Staatsterrorismus mit der Anwen
dung von Gewalt seitens staatlicher 
Stellen oder mit staatlicher Unterstüt
zung gegen Teile der eigenen Bevöl
kerung mit dem Ziel, die eigene 
Macht zu sichern und jede Form von 
Opposition zu unterdrücken, immer 
noch die meisten Opfer fordere . 
Dabei würden unweigerlich unschul
dige Zivilisten in Mitleidenschaft ge
zogen. Hier sei zu fragen, wie die 
Bundesrepublik die wirtschaftlichen 
und politischen Beziehungen nutzt, 
die sie zu solchen Regimen unterhält. ~ 
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Darüber hinaus ginge es um die 

Beseitigung der strukturellen Ursa
chen des transnationalen Terroris
mus: unter anderem ungleich verteil 
te Lebenschancen, Angst vor der Glo
balisierung, Hoffnungslosigkeit und 
Orientierungsverlust infolge der als 
Amerikanisierung wahrgenommenen 
Modernisierung autoritärer Staaten. 
Die Bundesregierung wird aufgefor
dert, in einer großen gemeinsamen 
Anstrengung mit anderen EU-Mit
gliedstaaten die Ursachen des Terro
rismus anzugehen und dafür die vor
handenen ökonomischen und diplo
matischen Mittel in ihrer ganzen 
Breite einzusetzen . 

Ferner sei es unabdingbar, dass 
Deutschland sich weiterhin für einen 
Internationalen Strafgerichtshof ein
setzt, vor dem jede Person für Ver
brechen gegen die Menschlichkeit zur 
Verantwortung gezogen werden 
kann, gleichgültig, welcher Nation sie 
angehört und in wessen Auftrag sie 
gehandelt hat. Der Terrorismus kön
ne nicht wirksam bekämpft werden, 
wenn diejenigen, die diesen Kampf 
führten, sich nicht selbst Recht und 
Gesetz unterwürfen. 

Förderung der zivilen 
Konfliktbearbeitung 

Die Unterzeichner begrüßen aus
drücklich die Fortschritte der Zusam
menarbeit deutscher Nichtregie
rungsorganisationen und Bundesmi
nisterien auf dem Gebiet der zivi len 
Konfliktbearbeitung in der vergange
nen Legislaturperiode. So sei in Zu
sammenarbeit mit dem BMZE der 
"Zivile Friedensdienst" (ZFD) und im 
Auswärtigen Amt das "Zentrum für 
internationale Friedenseinsätze" (ZIF) 
entstanden . Gleiches gelte für die 
institutionelle Absicherung der Frie
densforschung mit der "Deutschen 
Stiftung Friedensforschung" durch 
das Bundesministerium für Bildung 
und Forschung und für das vom Bun
destag beschlossene "Deutsche Ins
titut für Menschenrechte" . 

Neben der Unterstützung durch 
den Bund würden eine Vielzahl von 
Programmen und Projekten der zivi
len Konfliktbearbeitung auch durch 
Bundesländer und gesellschaftliche 
Institutionen gefördert. Im Koalitions
vertrag der neuen Regierung wird der 
Ausbau der genannten Institutionen 
ausdrücklich erwähnt. 
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Forderungen 
der Plattform 

Die Unterzeichner fordern eine 
konsequente und rasche Umsetzung 
folgender in den Koalitionsvereinba
rungen genannten Bereiche : 

• Schaffung eines ressortüber
greifenden Aktionsplans, insbeson
dere unter Berücksichtigung der in
nergesellschaftlichen Konfliktpoten
ziale und der Menschenrechtsver
letzungen ; 

• verschärfte Kontrolle aller Rüs
tungsexporte sowie die Unterbin
dung von Waffenexporten in Krisen
gebieten; 

• Verschrottung überschüssiger 
Waffen der Bundeswehr, statt sie in 
den Exportkreislauf einzuspeisen; 

• Unterstützung zivilgesellschaft
licher Friedensbemühungen in Kon
fliktregionen durch das Auswärtige 
Amt; 

• Förderung, Sicherung und Aus
bau der internationalen Menschen
rechtsstandards , statt diese einer 
Strategie der inneren Sicherheit zu 
opfern; 

• paritätische Beteiligung von 
Frauen im Bereich der zivilen Konf
liktbearbeitung, da diese in der Re
gel am meisten unter dem Konflikt 
zu leiden haben. • 

Schlussfolgerungen für die 
Soldaten der Bundeswehr 

• Es gibt in bestimmten Situationen gute Gründe für eine humanitäre, 
militärische Intervention als ultima ratio. Andernfalls hätte zum Beispiel die 
Konvention der Vereinten Nationen von 1948 "über die Verhütung und 
Bestrafung des Völkermordes", die am 22. Februar 1955 von der Bundesre
publik Deutschland unterzeichnet wurde, keinen Sinn. Selbst Bündnis 90/ 
Die Grünen lehnen einen Pazifismus um jeden Preis ab. 

• Die Nichtregierungsorganisationen (NROs) haben in den letzten Jah
ren die schmerzliche Erfahrung gemacht, dass Bürgerkriege und andere 
Konflikte die Fortführung ihrer humanitären Arbeit und Entwicklungspro
jekte erheblich behinderten und größtenteils unmöglich machten. Lang
jährige erfolgreiche Projekte wurden über Nacht zerstört. Aus diesem Grun
de begrüßen viele NROs und die Kirchen den Einsatz der Bundeswehr im 
Rahmen der internationalen Schutztruppe in Bosnien-Herzegowina, im 
Kosovo, in Mazedonien und in Afghanistan, damit dort in einem sicheren 
Umfeld Frieden gestaltet werden kann. 

• Abgesehen von den vorgenannten Einwänden erscheinen die oben 
genannten Grundgedanken und Forderungen der Plattform "Zivile Kon
fliktbearbeitung" gut begründet und gerechtfertigt. Sie stimmen übrigens 
in vielen Punkten mit dem Wort der deutschen Bischöfe "Gerechter Frie
den" vom 27. September 2000 überein. 

Wesentlich ist die Hauptaussage der Plattform, dass die Friedensgestal
tung nur ausschließlich durch zivile Mittel und Programme in Zusammen
arbeit mit der betroffenen Bevölkerung vor Ort durchgeführt werden kann. 
Das heißt im Klartext : Der teure Einsatz von deutschen Soldaten im Be
reich der Friedenskonsolidierung in Bosnien-Herzegowina, im Kosovo, in 
Mazedonien und in Afghanistan im Rahmen eines gigantischen militäri
schen Einsatzes der internationalen Schutztruppe macht nur dann Sinn, 
wenn gleichzeitig mit ebenso hohem finanziellen und materiellen Auf
wand seitens der Vereinten Nationen, der EU und Deutschlands die zivile 
Entwicklung in Zusammenarbeit mit der betroffenen Bevölkerung geför
dert wird, um den Aufbau einer sich selbst tragenden Zivilgesellschaft zu 
ermöglichen. Das ist nach wiederholten Aussagen von Organisationen vor 
Ort und Verantwortlichen der Vereinten Nationen bislang nicht in erforder
lichem Maße geschehen. Den großen Ankündigungen der WeItgemein
schaft und der Europäischen Union müssen Taten folgen. Dies ist auch 
eine ständige Forderung der verantwortlichen deutschen Soldaten vor 
Ort, die nicht wollen, dass der deutsche aufwendige und gefährliche Mili 
täreinsatz eines Tages Makulatur würde. Die Bundesregierung und die 
Europäische Union sind hier gefordert. 
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• der welz aufgetauc 
von Ruedi Suter, Zürich (Quelle: Bundesamt für Bevölkerungsschutz, Bem) 

Unter der Projektnummer 359 hat das Zürcher Ingenieurbüro Cepas Plan 
AG den Kommandobunker für die irakische Führung um Saddam Hussein 
geplant. Der Auftrag für die Planung war den Schweizern vom irakischen 
Ministerrat erteilt worden. Neben Cepas waren zahlreiche weitere Schwei
zer Firmen am Projekt beteiligt. 

Akribisch haben Schweizer Inge
nieure sämtliche Elemente berechnet 
und eingezeichnet: Büros, Schlaf-, 
Aufenthalts- und Konferenzräume, 
Toiletten für Damen und Herren, Kü
chen, Vorratskammern , Krankensta
tionen, Notausgänge, Waffenkam
mern und Materialräume, Gänge, 
Treppen, Luftschutztüren, Schleusen, 
Dekontaminierungsräume, Filter- und 
Kühlanlagen, Lüftungsschächte, Mau
erstärken und Durchgänge. 

Englische Begriffe in Maschinen
schrift sind stellenweise handschrift
lich mit deutschen ergänzt worden . 
Nichts ließen die Planer aus, um die 

Schutzsuchenden massiven Artillerie
beschuss, direkte Raketentreffer und 
die Detonationen schwerer Bomben 
bequem und unbeschadet überleben 
zu lassen. In Auftrag gegeben wurde 
der Spezialbunker Anfang der 80-er 
Jahre vom irakisehen Ministerrat. 

Die Pläne mit dem Code 359 ver
raten in den Randbereichen auch 
unterirdische Tunnels für Fahrzeuge 
sowie "öffentliche Schutzräume" für 
534 Personen. Ins Auge sticht ein se
parater Zugangstunnel für VIPs: "Der 
Zentrumsbunker wurde für die obers
te Regierungs- und Armeeführung 
des Iraks konzipiert - also für Sad-

dam Hussein und seinen Stab", er
läutert ein Schweizer Ingenieur, der 
am Projekt mitgearbeitet hatte. 

"Die Schutzanlage wurde unter an
derem mit einer 3,40 Meter dicken 
Betondecke gegen Treffer durch Spe
zialbomben oder Raketen gebaut. Sie 
liegt unter einem Park und kann rasch 
von den nahen Regierungsgebäuden 
über einen Tunnel erreicht werden . 
Der Bunker verfügt über einen Re
gierungsraum mit sämtlichen Kom 
munikationseinrichtungen" , sagt der 
um Anonymität bittende Ingenieur. 

Die damals hochmoderne Festung 
gegen atomare, biologische und che
mische Attacken tief in der Erde 
Bagdads ist jedoch nur ein Teil des 
weitverzweigten Bunkersystems im 
Irak. 

Projektiert wurde der Kommando
bunker 359 in Bagdad von der Cepas 
Plan AG in Zürich . Der damalige Pro
jektleiter, Waldemar Isele, bestritt 

In den BO-er Jahren beauftragte der irakische Ministerrat Schweizer Firmen mit der Konzeption von " Schutzräumen ". 
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zunächst gegenüber der NZZ am 
Sonntag, mit seiner Crew Regierungs
bunker oder militärische Schutzanla
gen berechnet zu haben . Doch 
schließlich bestätigte er, dass der 
Bunker 359 im Vergleich zu den öf
fentlichen Schutzräumen besonders 
bombensicher konzipiert werden 
musste : "Sein Schutzgrad war höher 
als der eines öffentlichen Schutzrau
mes." Isele weist darauf hin, dass alle 
Verträge mit den Irakern Geheimhal
tungsklauseln unterworfen waren. In 
der Regel habe die Cepas Plan AG 
lediglich Zivilschutzanlagen für 50 bis 
250 Personen projektiert. Dies nach 
den gängigen Schweizer Normen, für 
deren Anwendung im Ausland die Be
willigung des Amtes für Zivilschutz 
eingeholt werden musste. 

Die Nachfrage nach Schutzräu 
men war für d ie exportfreudige 
Schweizer Zivilschutzindustrie ein 
wahrer Segen . Denn Diktator Sad
dam Hussein und seine Entourage 
verließen sich beim Bau wichtiger 
Zivilschutzanlagen gerne auf das 
Know-how der Eidgenossen . Deren 
Ingenieure und technische Zulieferer 
gelten - einmal abgesehen von den 
skandinavischen Kollegen - dank 
den weltweit einmaligen Zivilschutz
anstrengungen daheim als die Bes
ten ihrer Zunft. 

M auer des Schweigens 
Auch in Sachen Verschwiegenheit 

haben die TeIlensöhne einen tadel
losen Ruf. So galt vor und nach dem 
Golfkrieg von 1991 die Aufmerksam
keit der oftmals wild spekulierenden 
Medien Saddam Husseins "Luxus
bunker" in Bagdad, den im ganzen 
Land verteilten unterirdischen Kom
mandozentralen und Mannschafts
bunkern sowie den Stahlbetonunter
ständen, in denen die fintenreichen 
Iraker selbst Panzer, Raketen und 
Flugzeuge versteckt haben sollen . Als 
Schöpfer dieser Anlagen wurden 
immer Schweden, Finnen und Deut
sche geortet - aber keine Schweizer 
Bunkerbauer. Diese wussten stets 
dicht zu halten; ihre Mauer des 
Schweigens bekommt erst jetzt Ris
se. "Wir schätzen, das nach den Pro
jekten von Cepas Plan AG für Zivil
schutz-Anlagen im ganzen Irak weit 
über 100 Anlagen verschiedener Grö
ße gebaut wurden", sagt Waldemar 
Isele. Wohin die Befestigungen ge-
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nau zu stehen kamen, wisse die Fir
ma jedoch nicht. 

Schweizer Nachrichtendienstier 
versuchten 1990/1991, an die Bun
kerpläne heranzukommen. Die Eid
genossenschaft wollte damit die von 
den USA angeführte Allianz bei der 
Operation "Desert Storm" gegen die 
irakischen Besetzer Kuwaits unterstüt
zen. Mit den wertvollen Informatio
nen konnten beispielsweise Angriffs
pläne oder die Munitionswahl für den 
Wüstenblitzkrieg optimiert werden . 
Oder sie dienten den Bomberpiloten 
und Programmierern der Marschflug
körper als präzise Zielhilfen . Eine Tat
sache, die einst als Agenten tätige 
Schweizer Luftwaffenoffiziere bereits 
Anfang 2000 gegenüber der Sonn
tags-Zeitung zugegeben haben . Mit 
dem Plazet des mittlerweile entmach
teten Geheimdienstchefs Peter Regli 
und mit professionellen Agententricks 
versuchte man, der begehrten Unter
lagen habhaft zu werden . 

Auch bei der Cepas Plan AG klopf
ten Mitglieder der Schlapphut-Gilde 
an. Dies bestätigt Waldemar Isele : 
"Die Bundespolizei hat uns während 
der Kuwaitkrise Fragen zu unseren 
Projekten im Irak gestellt. Dies offen
sichtlich in Zusammenarbeit mit den 
amerikanischen Behörden . Doch von 
uns wurden weder Pläne noch Doku
mente ausgehändigt." Später erfuhr 
der Projektleiter des Kommandobun
kers 359, dass die USA trotzdem mit 
Plänen von Bauten operierten, "die 
wir geplant hatten . Wie die Papiere 
in die Hände der Amerikaner kamen, 
weiß ich nicht", sagt Isele ratlos . 

Ahnungslose Beamte 
Wer darüber mehr wissen müss

te, sind jene, die im Auftrag der Bun
despolizei bei den für den Irak arbei 
tenden Schweizer Unternehmen sen
sible Daten beschafften oder es 
zumindest versuchten. Doch beim 
Eidgenössischen Justiz- und Polizei
departement will man sich auch nach 
interner Rückfrage an nichts erinnern 
können . "Uns ist nichts bekannt über 
allfä ll ige Bemühungen seitens derfrü
heren Bundespolizei, via Bauunter
nehmen, die im Irak tätig waren, Plä
ne und weitere Einzelheiten über Zi 
vilschutzbauten im Irak zu erlangen", 
sagt Sprecher Daniel Dauwalder. Man 
könne auch nicht beurteilen, ob das 
damalige EMD, das Bundesamt für 

Zivilschutz oder andere Stellen über 
allfällige entsprechende Informatio
nen verfügten . Und über Kontakte 
des irakischen Geheimdienstes zu 
den an den Projekten beteiligten Fir
men fehlten ebenfalls Erkenntnisse. 
Dauwalder : "Wir können aber nicht 
definitiv ausschließen, dass damals 
im Sinne einer präventiven Abspra
che Kontakte zu den zu diesem Zeit
punkt im Irak tätigen Firmen in der 
Schweiz stattgefunden haben." Doch 
zu den allenfalls erstellten Akten habe 
man keinen Zugang: Diese befänden 
sich im Bundesarchiv. 

Wer ebenfalls Licht ins Dunkel brin
gen könnte, ist das Bundesamt für 
Zivilschutz (seit 1. Januar 2003 Bun
desamtfür Bevölkerungsschutz) . "Un
sere Firma hat dieses Amt bei allen 
Aufträgen, die nach schweizerischen 
Zivilschutznormen geplant wurden , 
angefragt, ob diese Normen in den 
jeweiligen Ländern angewendet wer
den dürfen", versichert ein Experte. 
Doch davon will das Amt nichts wis
sen. Weder seien Schutzbauten eine 
Geheimsache, noch sei der export
orientierten Zivilschutzindustrie ir
gendeine Vorgabe gemacht worden, 
erklärt Pascal Aebischer als Sprecher 
des Bundesamts für Zivilschutz . 

Auffallend ist nur, dass dieses 
immer dann in Deckung geht, wenn 
ihm konkrete Fragen gestellt werden, 
die Verbindungen zum Aus land und 
die diesbezügliche Unterstützung von 
Schweizer Firmen tangieren . Denn 
gerade in der Boom-Dekade des Zi 
vilschutzes, den 80-er Jahren, mutier
te das Amt zur Pilgerstätte für jähr
lich ungefähr 40 ausländische Besu
cherdelegationen mit Diplomaten, 
Verteidigungsattaches, Zivi lschutzor
ganisationen und Medienvertretern 
aus allen Kontinenten . Stolz wurde 
den Gästen das Wesen und Wirken 
des schw eizerischen Zivi lschutzes 
erläutert. Man knüpfte, wie heute 
noch, Kontakte - und sprach auch 
über das Bunkerbusiness. Die Visi
tenkarten der besten Unterstands
bauer lagen bereit, sofern diese nicht 
gleich persönlich anwesend waren . 

Dennoch stritt Hi ldebert Heinz
mann, damals Vizedirektor der Zen
tralkoordination des Bundesamtes, 
1993 gegenüber der Presse erstaunt 
ab, von diesen Auslandsbeziehungen 
gleich auch noch die Schweizer Un
ternehmungen profitieren zu lassen: 
"Es ist nicht Aufgabe unseres Bun-
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desamtes, auf den Aufbau des Zivil
schutzes im Ausland beratend Ein
fluss zu nehmen ( .. . )." 

Eine Aussage, die General Ha
schem Abderrahman an seinem Ver
stand hätte zweifeln lassen können. 
War denn nicht 1986, nach des Mili 
tärs Visite in Bern, Hans Mumentha
ler, der Direktor des Amtes für Zivil
schutz, mit einem Tross eidgenössi 
scher Ingenieure, Kommunikations
profis, Schutzraumtüren- und Luftfil
ter-Produzenten ins saudiarabische 
Riad geflogen, um ein viertägiges 
Symposium über Sicherheit und Zi
vilschutz zu bestreiten? War das Tref
fen mit den arabischen und afrikani
schen Diplomaten nicht von der 
Schweizerischen Zentrale für Han
deisförderung und von der Schwei
zer Botschaft in Riad initiiert worden? 
Dass der saudische General nicht 
geträumt hatte und dass zwischen 
Bundesbehörden, ausländischen Auf
traggebern und einheimischen Bun
kerspezialisten durchaus engste Ver
bindungen bestehen können, ist of
fensichtlich. 

"Verschwiegene Familie" 
Als Urväter des Schweizer Zivil

schutzes und damit als globale 
Schutzraum-Cracks gelten die ein
flussreichen Ingenieure Ernst Basler 
und Werner Heierli . Sie haben das 
schweizerische Schutzraumkonzept 
entwickelt und die Sicherheitsstan
dards festgelegt . Die Ernst Basler & 
Partner AG in Zollikon wie auch die 
Zürcher Heierli AG sind heute noch 
international tätige Ingenieur-, Pla
nungs- und Beratungsunternehmen 
mit weitreichenden Verbindungen 
und direkten Kontakten ins Bundes
amt für Zivilschutz. 

Auch die Heierli AG lieferte Know
how für den Shelter 359 in Bagdad. 
Ihr VYissen ist riesig, doch gegenüber 
der Offentlichkeit wird gemauert. 

Ein Abwinken, das Peter Hug nicht 
verwundert. Der aufs Thema spezia
lisierte Historiker ortet in der Zivil
schutzbauerszene eine "kleine, ver
schwiegene Familie aus eingeschwo
renen Ingenieuren und Bundesbeam
ten" . Und diese wittere zurzeit wieder 
Morgenluft: "Die Nachfrage nach 
Schutzbauten ist weltweit am Stei
gen." Auch im Irak, aberfür dort muss 
wohl mit neuen Geschäften noch et
was gewartet werden. • 
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Born 

Zahlreiche Schweizer Bunker
und Zivilschutzanlagenbauer haben 
in den 80-er Jahren im Reich des 
damals schon von glaubwürdigen 
Menschenrechtsorganisationen als 
Massenmörder bezeichneten Dikta
tors Saddam Hussein blendende 
Geschäfte gemacht. Wer aber ge
nau wie viele Bauten in welchen 
Gebieten realisierte, wird noch lan
ge nicht klar sein. Auch nicht, ob es 
sich dabei um Anlagen für Zivilper
sonen oder für Militärs oder um 
Mehrzweckunterstände handelte. 

Der von der Zürcher Cepas Plan 
AG konstruierte Kommandobunker 
359 neben den Regierungsgebäu
den in Bagdad zeigt, dass eine kla
re Trennung zwischen ziviler und 
militärischer Anlage von der iraki
schen Führung nicht angestrebt 
worden war. Direkt oder indirekt 
beteiligt an der Planung oder an 
Materiallieferungen waren unter an
derem folgende Firmen: die Zür
cher Bakoplan Elektroingenieure 
AG, das Ingenieurbüro Glauser, 
Studer und Stüssi (GSS AG); das 
renommierte Zürcher Ingenieurun
ternehmen Heierli AG, die Stäfa 
Ventilator AG; die Zürcher Steiger
partner Architekten & Planer AG; 
die Adliswiler Paul Schwab AG 
(schocksichere Lagerung von Ma
schinen) sowie die auf Spezialtüren 
spezialisierte Elektro-Winkler + Cie 
AG in Glattbrug. Auch das Know
how des Forschungsinstituts für 
militärische Bautechnik in Zürich 
und des AC-Labors in Spiez fanden 
im Bunker 359 ihren Niederschlag. 

Mit dabei war aber auch die 
vom Basler Gotthard Frick gegrün
dete Zivilschutz Consultants AG (Ci
dec; 1981 bis 1989), eine Firmen
gruppe mit 600 Zivilschutzprofis. Ihr 
Ziel: ausländischen Regierungen 
und Privatunternehmen "das einzig
artige Know-how und Material der 
Schweiz in diesem lebenswichtigen 
und hochspezialisierten Gebiet zu
gänglich zu machen", wie es in ei-

äfte 
nem Empfehlungsschreiben heißt. 
Cidec baute in der Schweiz Zehnt
ausende Zivilschutzplätze, das 
schweizerische Zivilschutzzentrum 
in Schwarzenburg, Untergrundspi
täler, Kommandoposten für die Be
hörden, den Bundesbunker für Kul 
turgüter sowie zahlreiche Bauten 
für die Schweizer Armee. Im Irak 
wurde die Firma erst tätig, nach
dem Saddam Hussein den Krieg 
gegen Iran losgetreten hatte. Neun 
Militärspitäler und "Schutzräume 
für Zehntausende irakischer Men
schen" realisierte Cidec. "Ich schät
ze, die Schweiz hat im Irak für gut 
10.000 Menschen Schutzräume ge
baut", sagt Gründer Gotthard Frick. 

Ob sich darunter auch Bunker wie 
jene in Bagdad unter dem Hauptsitz 
der Baath-Partei oder unter dem Re
gierungssitz Saddams befinden, ist 
unklar. Klar ist nur seit 2000, dass 
auch diese mit eidgenössischem 
Know-how und Material befestigt 
wurden - geliefert von der Zürcher 
Zellweger Luwa AG . 

Derartiges gibt Kritikern Aufwind, 
die im zügellosen Zivilschutzbau 
mehr die Profitfreude als den Men
schenschutz ausmachen und dem 
alten Kriegsmaterialbeschluss nach
trauern, denn erst seit 1972 ist die 
Ausfuhr fragwürdiger Zivilschutz
materialien erlaubt. "Die Möglich
keit, die eigene Bevölkerung dank 
eines gut ausgebauten Zivilschutzes 
gegen allfällige Repressalien schüt
zen zu können, erhöht die Versu
chung sehr stark, Aggressionen ge
gen die feindliche Zivilbevölkerung 
zu starten." Das meint der Histori
ker Peter Hug - und nennt Saddam 
Hussein, der so sein Giftgas gegen 
die iranische und kurdische Zivilbe
völkerung versprüht habe und 
angstfrei Kuwait überfallen konnte. 
Nur, der neuesten Generation der 
US-Waffen sollen die angejahrten 
Bunker nicht mehr standhalten kön
nen - auch die in der Schweiz ent
wickelten nicht. • 
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Der Genozid in RI 
von Dr. Gerd Hankel, Hamburger Institut für Sozialforschung (gekürzte 
Fassung, erschienen ursprünglich in "Ruanda Revue" 2/2002) 

Die juristische Ahndung des Völkermords in Ruanda erfolgt auf zwei 
Ebenen, auf der internationalen durch einen 1995 von UN-Sicherheitsrat 
eingesetzten Gerichtshof und auf der nationalen durch ruandische Gerich
te. Der internationale Strafgerichtshof hat seinen Sitz im tansanischen 
Arusha und urteilt über solche Personen, die im Verdacht stehen, schwere 
Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht begangen zu haben, wozu 
nicht nur Akte des Völkermords selbst, sondern auch andere Verbrechen 
wie Folter oder Vergewaltigung zählen. Bis heute hat dieser Gerichtshof 
neun Verfahren bis in die Berufungsinstanz abgeschlossen und dabei in 
acht Fällen auf eine Verurteilung zu einer langjährigen bis lebenslängli
chen Freiheitsstrafe und in einem Fall auf Freispruch erkannt (Stand: Juli 
2002). 

Ruanda 1994: Schauplatz ungeheurer Verbrechen gegen die Menschlichkeit. Die Gacaca
Justiz soll helfen, diese zu ahnden. 
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Das ist acht Jahre nach dem Völ 

kermord keine unbedingt überzeu
gende Bilanz, schon gar nicht in den 
Augen der ruandischen Bevölkerung 
und offizieller ruandischer Stellen. 
Komplizierte Verfahrensregeln, ent
würdigende Zeugenbefragungen und 
ganz generell der Eindruck, dass die
se internationale Gerichtsinstanz nur 
gegründet worden ist, um das Ver
sagen des Westens bei der Verhin 
derung des Völkermords zu kaschie
ren, tun ein Übriges, um dem Ge
richtshof in Arusha das Attribut einer 
reinen Alibiinstitution anzuheften. 

Bei der Aufarbeitung des Völker
mords ist Ruanda daher weitestge
hend aufsich selbst angewiesen. Und 
die Probleme, mit denen es sich kon
frontiert sieht, sind groß. Viele Rich
ter, Staatsanwälte und Rechtsanwäl
te wurden 1994 ermordet, und das 
zerstörte Justizsystem musste wieder 
aufgebaut werden . Mittlerweile sind 
hier, auch mit ausländischer Unter
stützung, große Fortschritte gemacht 
worden, und die Gerichte haben bis 
heute in Sachen Völkermord über 
6.000 Urteile gefällt. Dass diese Urtei 
le nicht mit dem Vorwurf, lediglich Aus
druck einer erwartbaren Siegerjustiz 
zu sein, diskreditiert werden können , 
zeigt bereits die Tatsache, dass über 
1.200 mit Freispruch endeten . 

Doch wie man diese Verfahren im 
einzelnen auch bewerten mag, mehr 
als 100.000 Gefangene befinden sich 
immer noch in den überfüllten Ge
fängnissen und warten zum großen 
Teil schon seit Jahren auf ein Ge
richtsverfahren . 

Rechtsprechung 
"auf dem Rasen" 

Ende der 90-er Jahre kam daher 
erstmals ein Begriff in die Diskussi 
on, der in der Rechtstradition Ruan
das einen festen Platz hat als Instru 
ment des Ausgleichs widerstreiten
der Interessen . Nach dem Ort der 
Verhandlung "Gacaca" (= Rasen) ge
nannt, bezeichnet er eine vorkoloni-
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ale, nichtverschriftlichte Form der 
Justiz, die über den Spruch von der 
Gemeinschaft anerkannter Personen 
(der so genannten Inyangamugayo, 
das sind "diejenigen , welche die 
Schande verabscheuen ") Streitigkei
ten lösen wi ll . 

Der Anw endungsbereich der tra 
ditionellen Gacaca-Justiz, der sich 
ursprüng lich auf alle Streitigkeiten 
und Rechtsverletzungen erstreckte, 
wurde durch den kolonialen Gesetz
geber 1924 auf rein zivilrechtliche 
Streitfälle beschränkt. Daran ändert 
sich auch nach der Unabhängigkeit 
Ruandas 1962 nichts. 

Der Rückgriff auf die Gacaca-Jus
tiz zur Ahndung strafrechtlicher De
likte hatte somit zwe i Probleme zur 
Folge. Erstens musste diese Art der 
Justiz wieder auf strafrechtlich rele
vante Handlungen erweitert werden, 
wobei einem auch für Ruanda ver
pflichtenden Rechtsverständnis ent
sprechend Kollektivstrafen verboten 
waren . Die Schuld musste individua
lisiert, also zweifelsfrei einem be
stimmten Täter zugew iesen werden . 

Zw eitens mussten Regeln formu
liert und konkretisiert werden für den 
Ablauf der Verfahren , für den Auf
bau, die Zuständigkeiten und die 
Strafkompetenz der Gerichte und für 
die Möglichkeit der Einlegung von 
Rechtsmitteln. Beides erfolgte, auf
bauend auf einer ganzen Reihe von 
Vorarbeiten, durch die Gesetze vom 
Januar 2001 und vom Juni dessel
ben Jahres. 

Verteilung der 
Gacaca-Gerichte und 
Vorbereitung der Richter 

Es gibt Gacaca-Gerichte auf allen 
Verwaltungsebenen . Das Gacaca 
Gericht auf der untersten Ebene, der 
Ebene der Zelle (ce llule)' ist zustän
dig für Verbrechen der vierten Kate
gorie (die im Kontext des Völker
mords begangenen Verbrechen wur
den in vier Kategorien eingeteilt), das 
heißt für Vermögensdelikte wie Raub 
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oder Diebstahl. Die 19 Richter dieses 
Gerichts werden von mindestens 200 
Mitgliedern einer Zelle gewählt, die 
das 18. Lebensjahr vollendet haben 
müssen. 

Die nächsthöhere Instanz in der 
Gacaca-Rechtsprechung ist das 
Gacaca-Gericht auf der Ebene des 
Sektors (secteur) . Es ist zuständig für 
Verbrechen der dritten Kategorie , 
worunter Handlungen verstanden 
werden , die ohne die Absicht began
gen wurden, das Opfer zu töten (Kör
perverletzung) . Verbrechen der zwei
ten Kategorie - schwere Körperver
letzung, Totsch lag, Mord - fallen in 
die Zuständigkeit des Gacaca-Ge
richts auf der Ebene des Destrikts 
(district) . Die Ahndung der Verbre
chen der ersten Kategorie, wozu die 
Planung des Völkermords sowie Mas
senmord, Vergewaltigung sowie se
xuelle Folter zählen, verbleibt in der 
Zuständigkeit der ordentlichen staat
lichen Straf justiz. 

Wie die Gerichte auf der Ebene der 
Zelle setzen sich auch die höheren 
Gacaca-Instanzen aus jeweils 19 Rich
tern zusammen, von denen jedoch 
fünf aus der jeweils niedrigeren Ebe
ne delegiert werden . Die Strafen, die 
die Gerichte verhängen können , sind 
Freiheitsstrafen zwischen fünf Jahren 
und lebenslänglicher Dauer. Zusätz
lich kann die Verpflichtung zur Leis
tung von Schadensersatz an die Op
fer oder ihre Hinterbliebenen ausge
sprochen werden . Für die nach der 
vierten Kategorie Verurteilten ist die 
materielle Wiedergutmachung die 
ausschließlich vorgesehene Strafe. 

Sind die Angeklagten geständig 
und entschuldigen sie sich für ihre 
Taten, können ihnen erhebliche Straf
milderungen gewährt werden . Als 
Rechtsmittel gegen die Entscheidun
gen der Gacaca-Gerichte sind der 
Widerspruch (opposition), die Beru
fung und die Revision zugelassen. Für 
letztere sind allein die Gacaca-Gerich
te auf der Provinz-Ebene zuständ ig. 

Im Oktober 2001 wurden etwa 
260.000 Richter und - ein Novum in 

Völkerrecht 

der Gacaca-Justiz - Richterinnen ge
wählt. Wie ihre Vorgänger, die Iny
angamugayo, mussten sie bestimm
te Kriterien erfüllen . Neben der selbst
verständlichen Forderung, dass sie 
in keiner Weise am Völkermord be
teiligt gewesen sein durften, muss
ten sie als "integer" gelten, das heißt 
sie mussten unter anderem ehrbar, 
wahrheitsliebend und von einwand
freier Lebensführung sein und das 21 . 
Lebensjahr vollendet haben. 

Drei wesentliche 
Verfahrensschritte 

Die Vorbereitung der Gacaca-Rich
ter und -Richterinnen auf ihre Tätig
keit begann im April 2002. Sie wurde 
organisiert von der sechsten Kammer 
des ruandischen Obersten Gerichts
hofs, die dazu auf Entwürfe und Emp
fehlungen einer ganzen Reihe von 
Nichtregierungsorganisationen zu 
rückgreifen konnte . Im Vordergrund 
der Vorbereitung standen eine ge
naue Erläuterung von Aufbau und 
Funktion der Gacaca-Gerichte sowie 
Fragen der Verhandlungsführung 
(Woran ist ein aufrichtiges und voll 
ständiges Geständnis zu erkennen? 
Welche Rechte haben die Opfer und 
die Zeugen während der Verhandlun
gen? Wie sind die Beschuldigungen 
juristisch zu bewerten und die Urtei
le abzufassen?) 

Ein besonderes Gewicht wurde 
außerdem auf die Vermittlung der 
drei Verfahrensschritte gelegt, die 
den Kern der Gacaca-Prozesse aus
machen und durch die diese erst die 
Bedeutung für den nationalen Ver
söhnungsprozess erhalten, die ihnen 
zugedacht ist. Der erste dieser Ver
fahrensschritte besteht darin, festzu 
stellen , was während des Genozids 
im Gebiet einer jeden Zelle gesche
hen ist. Zu diesem Zweck kommen 
die Bewohner eines Hügels zusam
men, und jeder ist aufgefordert, alles 
zu berichten, was er gesehen oder 
beobachtet hat. Auf diese Weise soll 
die Wahrheit ans Tageslicht kommen, ~ 
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sollen die Leiden der Opfer und die 
Taten der Täter benannt werden. 

Im zweiten Verfahrensschritt wird 
das Geschehen einzelnen Angeklag
ten zugeordnet, das heißt, die Ge
meinschaft der Zellenmitglieder er
klärt in einem Prozess von Rede und 
Gegenrede, inwieweit eine bestimm
te Person verbrecherische Handlun
gen begangen hat oder nicht. Das 
Gericht ordnet daraufhin die Beschul
digungen einer der vier Verbrechens
kategorien zu . 

Den dritten Verfa h renssc h ritt 
schließlich bildet die eigentliche Ver
handlung, in der das Gericht in öf
fentlicher Sitzung darüber entschei
det, ob die dem Angeklagten vorge
worfenen Taten von diesem began
gen wurden oder nicht. 

Einige problematische 
Aspekte 

• Das Interesse der Bevölkerung 
an den Gacaca-Verfahren war 
zunächst sehr groß. Fast in allen 80 
Zellen war mehr als die vorgeschrie
bene Mindestzahl von 100 Personen 
gekommen. Nach einigen Sitzungs
tagen ließ das Interesse indes spür
bar nach . Der Hauptgrund dafür lag 
darin, dass den Menschen zum gro
ßen Teil unverständlich war, warum 

Der Tod des Bischofs 

das gesamte Verfahren den für die 
drei Verfahrensschritte festgelegten 
Regeln folgen musste und warum 
nicht sofort das Urteil über die doch 
bekannten und/oder geständigen 
Angeklagten gefällt werden konnte . 

• Die Ausbildung der Richter und 
Richterinnen war teilweise sehr un
zureichend. Eine insgesamt nur 
36stündige - und in einer ganzen 
Reihe von Fällen noch kürzere - Vor
bereitung versetzte die in die Rich
terfunktion Gewählten nicht in die 
Lage, Fragen zum Ablauf der Verfah
ren zu beantworten. 

• Angehörige von Opfern und 
Zeugen hatten oft Angst vor den noch 
unentdeckt gebliebenen Tätern oder 
vor den Familien bereits inhaftierter 
Angeklagter. 

Dass die Furcht vor der Rache der 
Täter und ihrer Sympathisanten und 
die Traumatisierung der Opfer zu ei
nem der überaus problematischen 
Aspekte der Gacaca-Verfahren wer
den sollten, kann nicht überraschen 
und war bereits vorher erwartet wor
den. Vergleichbare Reaktionen, wie 
die eben geschilderten hatte es schon 
in einem allerersten Vorlauf zu den 
Gacaca-Prozessen gegeben, der zur 
Grundlage für die Planung der Pilot
verfahren und ihrer inhaltlichen Struk
turierung werden sollte . 

Das Kriegsverbrechertribunal hatte ihn wegen der Beihilfe am Völker
mord von 850.000 Tutsi angeklagt: den anglikanischen Bischof Samuel 
Musabyimana, Mitglied des Hutu-Stammes. Stets hatte er seine Unschuld 
beteuert. Nun starb er am 24. Januar 2003 in einem Gefängniskranken
haus in Tansania, wohin er wegen seines Gesundheitszustandes aus der 
Untersuchungshaft verlegt worden war, im Alter von 46 Jahren. 

Der Bischof war nach dem Vorwurf, aktiv an der Ausrottung der Tutsi 
beteiligt gewesen zu sein, nach Südafrika geflohen. Von dort wurde er 
versehentlich nach Kenia deportiert und dort im April 2001 verhaftet. Trotz 
seiner Unschuldsbeteuerungen waren die Vorwürfe mehrerer Überleben
der aus seiner Diözese gravierend. Der damals 37-Jährige habe bereits vor 
Beginn des Massakers erklärt: "Die Lage für die Tutsi ist sehr schlecht, ihr 
Ende ist gekommen." 

Als im Mai 1994 die ersten Flüchtlinge in seiner Diözese auftauchten, 
ordnete Musabyimana an, daß seine Priester Listen aufgrund der ethni
schen Zugehörigkeit erstellen müssten. Diese wurden später benutzt, um 
Tutsi systematisch auszurotten. Neben ihrem Bischof waren bis zu 100 
Geistliche des Hutu-Stammes direkt an den Morden beteiligt. 

Zwar hat sich die anglikanische Kirche generell für das Verhalten ihres 
Klerus' entschuldigt, aber im Falle von Bischof Samuel Musabyimana stets 
auf das Unschuldsprinzip verwiesen. Der Tod im Beisein seiner Familie 
entband die "Irdische Gerechtigkeit" von einem Urteil. (hs) 
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Forderung nach Absolution 
Daneben hatte dieser Vorlauf, der 

in dem Distrikt Gikongoro bei Butare 
stattgefunden hatte, jedoch noch et
was anders gezeigt. Für viele Ver
dächtige und geständige Täter wa
ren die Gacaca-Verhandlungen 
lediglich ein Mittel oder ein bloßes 
Ritual, dem man sich unterzieht, um 
eine Art Generalabsolution zu erhal 
ten. So erklärte der "Sprecher" der 
60 Häftlinge, die in Gikongoro vor 
etwa 3000 Hügelbewohnern erschie
nen waren, dass sie alle von einer 
"schlechten Politik" beeinflusst wor
den seien. Sie seien sich der Tatsa
che bewusst, dass sie Schlimmes 
getan hätten. Dennoch hofften sie, 
dass die Überlebenden ihnen verzei 
hen würden, und sie seien auch be
reit, sich künftig für die Einheit und 
Versöhnung des Landes einzusetzen. 
In der Überzeugung, die Zuhörer ge
wonnen zu haben, schloss er mit der 
Bitte: "Im Namen meiner Kameraden 
bitte ich euch um Verzeihung. Wer
det ihr uns verzeihen?" Und nachdem 
sich unter den Zuhörern keine Zu
stimmung regte, nahm er sie schlicht 
vorweg, denn seine letzten Worte 
waren "Danke, Danke". 

Damit kamen einige der geständi
gen Häftlinge zu Wort, die ganz im 
Modus ihres Sprechers Verzeihung 
einforderten. Ein Häftling sagte zur 
Mutter seines Opfers: "Wir haben den 
Jungen gesehen und uns gesagt 'Das 
ist auch ein kleiner Tutsi.' Wir haben 
ihn gepackt. Dann habe ich ihn mit 
meiner Machete getötet und in den 
Straßengraben geworfen [An die 
Mutter gerichtet] Verstehst du das? 
Verzeih mir, wenn du kannst. Wenn 
du es nicht kannst, auch nicht 
schlimm. Aber es wäre mir schon lie
ber, wenn du mir verzeihen würdest." 

Erste Bilanz und Ausblick 
Damit die Chance der Gagaca-Jus

tiz tatsächlich genutzt werden kann, 
sind die schon heute erkennbaren 
Schwächen in den Verfahren zu be
heben oder abzumildern. Dazu gehört 
zuallererst eine umfassendere Infor
mation der Bevölkerung über den 
Ablauf der Gacaca-Verfahren. 
Zugleich muss die Ausbildung der 
Gacaca-Richter verbessert werden . 

Schließlich müssten die Richter 
auch eine Vergütung für ihre Tätig-

Notfallvorsorge 1/2003 



keit enthalten, und zwar nicht nur für 
ihre Anwesenheit in den Verhandlun
gen, sondern auch für die Vorberei
tung auf die Verfahren und für die 
Zeit der Ausbildung. 

Doch auch wenn alle diese Pro
bleme gelöst sind, gibt es noch eine 
Reihe von anderen Punkten, die den 
Prozess der nationalen Befriedung 
über die Gacaca-Prozesse ins Sto
cken bringen oder sogar ganz schei
tern lassen können . Ein erster ist ver
bunden mit dem Zeitrahmen, der für 
die Tätigkeit der Gacaca-Gerichte 
gesetzt ist. Vom 1. Oktober 1990 bis 
zum 31. Dezember 1994 reicht die
ser Rahmen, und er umfasst damit 
auch den Beginn der von Tutsi -Re
bellen geführten Offensive gegen das 
Hutu-dominierte Habyarimana-Re
gime an eben diesem 1. Oktober 1990 
sowie den Vormarsch der aus Ugan
da kommenden und aus Tutsi-Sol
daten bestehenden FDR . 

In bei den Fällen sind ganz unbe
stritten auch von Tutsi-Seite viele 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
wie Mord oder Totschlag begangen 
worden . Ein Versöhnungsprozess, 
bei dem eine Seite das eigene Leid 
nicht benennen darf, ist von 
vornherein mit einer großen Hypo
thek belastet. 

Ein nächster Punkt, der sich als 
sehr schwierig erweisen kann, hängt 
mit der teilweise ganz erheblichen 
Strafminderung zusammen, von der 
geständige Täter profitieren können. 
Die Frage stellt sich, ob die Opfer 
oder ihre Angehörigen in allen Fäl
len das gewünschte Verständnis für 
diese Art von Strafe aufbringen. 

In die gleiche Richtung geht auch 
ein letzter Punkt, der hier angespro
chen werden soll. Er bezieht sich auf 
die große Zahl mutmaßlicher Täter, 
die noch nicht identifiziert worden 
sind und sich daher noch in Freiheit 
befinden. 

Ruanda bewegt sich mit dieser -
weltweit bislang einzigartigen - Form 
der Vergangenheitsaufarbeitung auf 
einem schmalen Grat. Die Balance 
wird es nur halten können, wenn den 
Opfern die Verfahren glaubwürdig 
erscheinen und wenn der politische 
Druck, jenseits der Ethnien ein ruan
disches Gemeinschaftsgefühl entste
hen zu lassen, die Versöhnungsbe
reitschaft nicht zu einem realitäsfer
nen Euphemismus werden lässt. • 
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Rad·o ogiscbe h 
e a r na we 

von Dr. med. Arild Kovdal, Vorsitzender 
des Gemeinsamen Sanitätsausschusses 
(JMCj, Bad Neuenahr-Ahrweiler 

Vom 15. bis 17. Januar 2003 fand 
an der AKNZ in Bad Neuenahr-Ahr
weiler ein Workshop statt. Die 55 
Teilnehmer, darunter auch fünf vom 
CEP-Direktorat (CEPD) beziehungs
weise vom Koordinationszentrum 
für die Euro-Atlantische Katastro
phenhilfe (EADRCC), kamen aus 23 
verschiedenen Ländern. 

Vier Arbeitsgruppen erörterten die 
folgenden Hauptthemen: 
• Bedrohungsanalyse 
• Feststellung/Nachweis 
• Dekontamination 
• Gegenmaßnahmen 

Ausgangslage: Es wurde ange
nommen, dass ein Satellit, der radi
ologisches/nukleares Material ent
hält, beim Eintritt in die Erdatmos
phäre zerbrach und das seine 
Bruchstücke weit verstreut wurden. 

Zusammenfassung 
Es zeigte sich deutlich, dass ein 

Satelliten-Szenario oder ein anderes 
Schadensereignis mit radiologi
schem/nuklearem Material sehr leicht 
zu einer internationalen Bedrohung 
und Katastrophe werden kann . Des
halb sind internationale Übereinkom
men notwendig, die aber ohne eine 
internationale Standardisierung (das 
heißt vereinbarte/ r Stufen/Umfang 
von Interventionsmaßnahmen) und 
auch ohne ein gemeinsames Ver
ständnis der Notwendigkeit einheitli
cher Mindestforderungen nicht or
dentlich funktionieren werden. 

Auch wurde deutlich, dass ein ra
diologischer/nuklearer Störfa II/U nfall 
oder terroristischer Anschlag eine 
tatsächliche Bedrohung darstellt und 
dass diese Tatsache in den nationa
len und internationalen Eventualfall
planungen (Alarm und Gefahrenab
wehrplänen) und in der Zusammen-

arbeit auf diesem Gebiet sowie in 
dem Ausbildungsprogramm für Not
fall -Einsatzkräfte ihren Niederschlag 
finden sollte . 

Es ist ganz offensichtlich, dass 
nach einem tatsächlichen kerntech
nischen Unfall (wie dem in Tscher
nobyl) das Überwachungsprogramm 
noch Jahre danach in den Bereichen 
Gesundheitswesen und Landwirt
schaft fortgeführt werden muss . 
Insbesondere die beteiligten Notfall 
Einsatzkräfte müssen sehr aufmerk
sam beobachtet werden, wenn sich 
die Möglichkeit der Entstehung ver
schiedener Krebsleiden herausbildet. 

Es wurde nachgewiesen, dass ein 
nationaler Plan in Bezug auf Ausrüs
tung, Organisation, Ausbildung und 
Übungen erforderlich ist, um die Ver
wundbarkeit der Zivilbevölkerung zu 
mindern und Panik zu vermeiden . 
Eine diesbezügliche Informationsstra
tegie ist überaus wichtig . 

Zur Vermeidung und Minderung 
des Risikos einer Kontamination von 
Menschen, Gelände und Gebäuden 
nach einem Schadensfall ist eine 
Kombination aus flächendeckend 
eingesetzten, ortsfesten wie auch mo
bilen Detektions- und Dekontamina
tionseinheiten notwendig . Bei beson
deren Veranstaltungen wie Olympi
schen Spielen oder Weltmeister
schaften sollte ein höherer Bereit
schafts-/Vorsorgestand als gewöhn
lich vorgesehen werden . 

Es gibt - sowohl in der Industrie 
als auch im Gesundheitswesen -
mehrere verschiedene radiolog ische/ 
nukleare Quellen, die in eine terroris
tische Waffe umgewandelt werden 
können. Diese Quellen sind in vielen 
Fällen nicht ausreichend gesichert, 
und es wurden viele Beispiele für 
Diebstahl wie auch Verlust angeführt. 
Radiologische/nukleare Quellen sind 
mit der Folge schwerer Verletzungen 
von Personen unwissentlich gefun
den, mitgenommen und aufbewahrt 
worden. • 
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Fortschritte 
in der Zivil-militärischen Zusammenarbeit 

von Klaus Liebetanz, Dörverden 

In der Woche vom 7. bis 11. Okto
ber 2002 fand an der Akademie für 
Krisenmanagement, Notfallplanung 
und Zivilschutz (AKNZ) in Bad Neu
enahr-Ahrweiler erstmals ein Semi
nar statt, das zum Ziel hatte, jeweils 
das Curriculum für die an der AKNZ 
geplanten Lehrgänge "Zivil-militäri
sche Zusammenarbeit" (ZMZ) für 
Spezialisten im Inland und Ausland 
zu erstellen. Die Teilnehmer an der 
Veranstaltung setzten sich aus Ver
tretern der Hilfsorganisationen, des 
Auswärtigen Amtes, des Innenmi
nisteriums und aus Soldaten der ver
schiedenen Kommandobehörden 
zusammen. Die Bundeswehr betritt 
damit Neuland. 

Die geplanten Lehrgänge stellen 
für die Bundeswehr ein absolutes 
Novum dar, weil zukünftig Offiziere 
und Feldwebel an einer zivilen Aus
bildungsstätte (AKNZ) ihren militäri
schen Ausbildungs- und Tätigkeits
nachweis (ATN) erwerben, der zwin
gend für ihre Verwendung in der 
CIMIC-Truppe vorgesehen sein wird . 
Nach Planung der Veranstalter sol 
len alle Lehrgänge "gemischt zivil
militärisch" besetzt werden . Die Lehr
gänge sind auch in anderer Hinsicht 
eine Premiere , weil es bislang in 
Deutschland keine Einrichtung gibt, 
wo Zivil -militärische Zusammenarbeit 
gelehrt wird . 

Durchbruch gelungen 
Mit der Durchführung dieser Lehr

gänge ist auch ein geistiger Durch
bruch gelungen. Zum einen öffnet 
sich der hieratische Block der Bun
deswehr für zivile Gedanken und Vor
gehensweisen in der Auslandsarbeit; 
zum anderen erkennen die Vertreter 
der Hilfs- und Regierungsorganisati 
onen die Bundeswehr als einen ernst
zunehmenden Mitspieler bei der Frie
denskonsolidierung in der Konflikt
folgezeit im Ausland an . Was in den 
halbjährlichen, fruchtbaren und äu-
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ßerst kritischen CIMIC-NGO/GO-Ta
gungen beim Heeresführungskom
mando in Koblenz und später beim 
Einsatzführungskommando in Pots
dam vor vier Jahren begonnen hat, 
findet jetzt seine logische Fortsetzung 
an der AKNZ. Nicht zuletzt ist das ein 
Verdienst des Akademieleiters, Dip\.
Ing . Dietrich Läpke, der zwei Seelen 
in seiner Brust trägt: die des langjäh 
rigen Abteilungsleiters Einsatz, Aus
bildung und Technik des THW und 
die eines Oberstleutnant der Reser
ve. Ihm ist es gelungen, anerkannte 
Fachleute der Hilfsorganisationen, 
wie den erfolgreichen Abteilungslei 
ter des Malteser Auslandsdienstes, 
Ingo Radke, den bisherigen Leiter der 
DRK Emergency Response Units, 
Frank Jörres (für zwei Jahre vom DRK 
an die AKNZ ausgeliehen) und Dr. 
Thomas Hönicke, Erfinder des THW
Bauhofsystems, für die Vorbereitung 
der Lehrgänge zu gewinnen, so dass 
die zivile Seite exzellent vertreten 
war. 

Zum militärischen Lehrpersonal 
gehören nur auslandserfahrene CI
MIC-Kräfte, so unter anderem Oberst
leutnant Wilde, der für den Aufbau 
des Lagers Cegrane mit 42 .000 
Flüchtlingen verantwortlich war. 

Lehrgangsziel 
"Der Seminarteilnehmer soll 

Selbstverständnis, Aufgaben, Struk
turen, Fähigkeiten, Arbeitsweisen 
und Grenzen von wesentlichen an 
Auslandseinsätzen beteiligten Orga
nisationen, die rechtlichen Rahmen
bedingungen, Zuständigkeiten, Ver
fahrensabläufe sowie die Möglichkei
ten der ZMZ kennen, um so die Arbeit 
im jeweiligen Zuständigkeitsbereich 
effizient gestalten zu können ." 

Das Lehrgangsziel für den Lehr
gang ZMZ Ausland bezieht sich also 
im Wesentlichen auf die Zivil-militä 
rische Zusammenarbeit in den ver
schiedenen Konstellationen und nicht 
in erster Linie auf den Erwerb von 
Grundfähigkeiten für den Auslands
einsatz. Interkulturelle Zusammenar-

beit, Grundlagen der humanitären 
Hilfe, Projektmanagement, Qualitäts
sicherung, Genderproblematik, Ver
halten gegenüber Medien, Stressbe
wältigung und Gesundheitsvorsorge 
im Ausland müssen an anderer SteI
le gelehrt und gelernt werden. Das 
THW hat dafür den in Jahren ausge
reiften "Basislehrgang Auslandsein
sätze" entwickelt. 

Methodik 
Die Methodik des Lehrgangs be

steht in Form eines fortlaufenden 
Planspiels, das die ständige Interak
tion der Teilnehmer fordert. Das Sze
nario soll sich an die jüngsten Ereig
nisse im Kosovo in all seinen unter
schiedlichen Phasen anlehnen. Dabei 
werden vor allem folgende Konflikt
feider behandelt : Informationsaus
tausch , Aufgabenzuordnung und 
-abgrenzung, Rollenwechsel und 
Schnittstellen. Die Durchführung des 
Lehrgangs liegt in den Händen von 
Praktikern der humanitären Hilfe und 
erfahrenen CIMIC-Offizieren. 

Schlussbemerkung 
Es ist den Veranstaltern zu wün 

schen, dass das ehrgeizige Projekt 
Zivil-militärische Zusammenarbeit im 
In- und Ausland zu einem vollen Er
folg wird . Der Charme dieser Lehr
gänge besteht darin , dass sich so
wohl zivile Mitarbeiter der Hilfsorga
nisationen und Regierungsorganisa
tionen (THW,GTZ) als auch Soldaten 
gegenseitig in ihrer unterschiedlichen 
Herangehensweise kennenlernen , 
um später auf dem Feld der Friedens
konsolidierung komplementär zu 
sammenzuarbeiten. Es darf in diesem 
Zusammenhang daran erinnert wer
den, dass der teure militärische Ein 
satz in Bosnien-Herzegowina, im Ko
sovo, in Mazedonien und in Afgha
nistan völlig sinnlos würde, wenn es 
nicht gelänge, mit zivilen Mitteln den 
Frieden so zu gestalten , dass eine 
sich selbst tragende Zivilgesell 
schaft in den betroffenen Ländern 
entstünde . • 
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Messe 

C 
Ein "Muss" für Katastrophenschützer 

von Andreas Kling, Karlsruhe 

Jedes Jahr findet in Stuttgart die 
RESCUE, Fachmesse für Rettungs
dienst, Feuerwehr und Katastro
p henschutz, statt. Parallel zu der 
Ausstellung widmet sich alljährlich 
ein Fachkongress einem bestimm
ten Thema. Für viele Wissenschaft
ler, Behördenvertreter und haupt
amtliches Leitungspersonal aus dem 
Rettungswesen und dem Katastro
p henschutz ist die RESCUE fast 
schon ein " M uss". 

Der erste Eindruck rund um das 
Stuttgarter Messegelände : ein Groß
schadensereignis . Dutzende von Ein 
satzfahrzeugen parkten rund um die 
Messe, und auch auf dem Messege
lände selbst waren viele THW- und 
Katastrophenschutzfahrzeuge unter
wegs . Doch hier war kein Unglück 
geschehen; das Interesse der vielen 
Feuerwehrleute, Rettungssanitäter 
und Mitglieder der Hilfsorganisatio
nen galt vielmehr der RESCUE, der 
Fachmesse für Rettungsdienst, Feu
erwehr und Katastrophenschutz, die 
in diesem Jahr in ihre fünfte Runde 
ging . Die Veranstaltung, die vom 31. 
Januar bis zum 2. Februar 2003 auf 
dem Stuttgarter Killesberg stattfand, 
stand unter dem Motto "Wirkungs
voller Sicherheits- und Gesundheits
sChutz bei Rettungsdienst und Feuer
wehr" . 

Nach Erhebungen der Veranstal 
ter kamen 54 Prozent der RESCUE
Besucher aus Rettungsdienstorgani
sationen, 24 Prozent von der Feuer
wehr, 13 Prozent aus Sanitätsorgani
sationen und 13 Prozent aus Katastro
phenschutzorganisationen. 58 Pro
zent der Besucher gaben an, ehren
amtlich tätig zu sein. Das Interesse 
galt in erster Linie Sanitätsausrüstun
gen, Fahrzeugen und Ausstattung, 
persönlichen Schutzausrüstungen 
sowie technischen Hilfeleistungen 
und Umweltschutz. 

Organisationen wie das Techni 
sche Hilfswerk, die Johanniter-Unfall
hilfe, die Rettungsflugwacht oder das 
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Deutsche Rote Kreuz stellten ihr Leis
tungsspektrum mit einem bunten 
Programm unter Beweis. Das DRK 
beispielsweise trat mit seinen Ret
tungshunden auf, die Branddirektion 
Stuttgart war mit ih rer Notfallseelsor
ge vertreten, und das THW baute ein 
Einsatzszenario wie beim Jahrhun
derthochwasser an der Eibe auf - mit 
Sandsäcken, Einsatzfahrzeugen, Sa
tellitenschüsseln, Funkanlagen und 
einem Zelt. Die Fachgruppe "Führung 
und Kommunikation" als ordnende 
Kraft bei einem Einsatz präsentierte 
damit erstmalig ihr gesamtes Know
how in Stuttgart. 

Leichtsinn beim Retten? 
Unter dem provokanten Schwer

punktthema "Leichtsinn beim Ret
ten?" ging es beim Fachkongress um 
den Schutz der Retter, die oft unter 
extremen und gefährlichen Bedin 
gungen - bei Hitze, bei ausströmen
den, giftigen Gasen, herabfallenden 
Gegenständen, Explosionen, Rauch 
gasdurchzündungen, Verpuffungen, 
ungünstigsten Witterungsbedingun
gen, Straßenverkehr etc. - arbeiten 
müssen . 

In den Ausstellungshallen wurden 
unterschiedliche Rettungsszenarien 
dargestellt, darunter "Rettung bei 

Alljährlicher Publikumsmagnet: die 
Vorführungen der Rettungshundestaffeln. 

Nacht und Nebel" oder "Rettung aus 
schwierigem Gelände". Fachleute 
zeigten, wie drohende Gefahren , 
beispielsweise Lawinen oder Unwet
ter, rechtzeitig erkannt werden kön
nen. Das Ganze wurde von dem ent
sprechenden Angebot der Aussteller 
begleitet, die den freiwilligen und pro
fessionellen Rettern ihre aktuellen 
Entwicklungen für die unterschiedli-

Auf der Messe gesehen : Brawo Cubes 
Nach dem Motto "Mir könne alles, nur koi Hochdeutsch" machte sich 

der frühere Leonberger THW-Chef Kurt Brandt daran, eine neuartige, ein
fach aufzubauende Schnellunterkunft für den Einsatz in Katastrophenge
bieten zu entwickeln . Und das Ergebnis dieser Tüftelei, die so genannten 
"Brawo-Cubes", die zum ersten Mal auf der Rescue der Öffentlichkeit vor
gestellt wurden, lässt sich sehen. Diese Schnellunterkünfte bieten gegen
über Zelten die gleichen Vorteile bei der Errichtung von Flüchtlingslagern 
oder der Unterbringung von Helfern in Katastrophengebieten wie die bisher 
verwendeten Wohncontainer. Gleichzeitig lassen sich die "Brawo-Cubes", 
bei denen genormte Wand-, Boden- und Deckenplatten durch ein Steck
holmsystem verbunden werden, viel leichter transportieren und aufbau
en. Diese Schnellunterkunft ist gerade unter widrigen klimatischen Bedin
gungen eine hervorragende Alternative zu den normalerweise benutzten 
Zelten. Dies gilt insbesondere für spezielle Bereiche eines Flüchtlings
oder Aufnahmelagers wie Krankenstation, Verwaltungsstelle und Materi
allager. 

29 



chen Einsatzfälle präsentierten, wo
bei ein Schwerpunkt bei Sanitäts- und 
persönlichen Schutzausrüstungen 
lag. 

Auch die mobile Datenerfassung 
spielte eine wichtige Rolle. Erstmals 
wurden der Fachöffentlichkeit so ge
nannte E-Books vorgestellt . Was 
dahinter steckt? Im Bereich der Feu
erwehren und des Katastrophen 
schutzes ist es bisher nicht gelungen, 
interaktive, EDV-gestütze Trainings
programme erfolgreich zu etablieren. 
E-Books (derzeit noch Testversionen) 
sind Planspiele zu den Themen : be
sondere Lagen am Beispiel der ABC
Erkundung, Feuerwehr im ABC-Ter
ror-Einsatz und grenzüberschreiten
de, europäische Aktivitäten im 
Katastrophenschutz. 

Neue Fahrzeuge fürs THW 
Zur RESCUE 2003 hatte sich auch 

politische Prominenz angesagt. Ute 
Vogt, parlamentarische Staatssekre
tärin beim Bundesminister des In
nern, übergab zusammen mit dem 
Präsidenten der Bundesanstalt Tech
nisches Hilfswerk, Dr. Georg Thie l, 
und dem Landesbeauftragten des 
THW für Baden-Württemberg, Dirk 
Göbel, fünfzehn neue Fahrzeuge an 
THW-Ortsverbände in Baden 
Württemberg. Weitere fünf Fahrzeu
ge, die für den Krankentransport be
stimmt sind, bekommt der Katastro
phenschutz des Landes. 

Resultierend aus den Anschlägen 
vom 11 . September 2001 hat das 
THW eine Aufstockung seiner finan 
ziellen Mittel unter anderem auch aus 
dem "Anti -Terror-Programm" erhal 
ten. Das THW soll mit diesen Gel
dern in die Lage versetzt werden, auf 
Anforderungen, die sich aus mögli 
chen terroristischen Anschlägen er
geben, angemessen reagieren zu 
können. Die neuen Fahrzeuge wur
den zum Teil aus diesen Mitteln fi
nanziert. 

Fazit: Auch dieses Jahr hat sich der 
Messebesuch wieder gelohnt, und 
man darf auf die 6. RESCUE schon 
gespannt sein. Allerdings sollte nicht 
verschwiegen werden, dass die Mes
se nur dann weiterhin attraktiv sein 
wird, wenn auch eine genügend gro
ße Anzahl an teilnehmenden Organi
sationen, kommerziellen Ausstellern 
und interessanten Referenten den 
Weg nach Stuttgart findet . • 
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Anleitung zur 
Diagnose und Therapie 
der Auswirkungen 
biologischer Waffen 
Paul Rega: Bio-Terry. AState 
Manual To Identify and Treat 
Diseases of Biological Terrorism. 
Deutsche Ausgabe 2002: Handbuch 
zur Diagnose und Therapie von 
Erkrankungen durch biologische 
Kampfstoffe. ABW Wissenschafts 
verlag, Ringordner, 2-mal jährliche 
Ergänzungslieferung, 120 Euro 

"Pockenimpfstoff für alle Bundes
bürger" oder "Rizinfund in England" 
- so lauten im Dezember 2002 und 
im Januar 2003 die Schlagzeilen nicht 
irgendwelcher Revolverblätter, son
dern seriöser Tageszeitungen und 
Magazine. Dies zeigt, dass die gegen
über amerikanischen Politikern und 
der US-Administration erhobenen 
Vorwürfe der Panikmache vor Bio
waffen generell nicht gerechtfertigt 
sind und zumindest der seriösen Be
wertung und Vorsorgeanstrengun
gen bedürfen. 

So hat auch der Arzt Paul Rega 
dieses Nachschlagewerk angelegt, 
dessen Intention er im Vorwort be
schreibt: "Dieses Handbuch ist das 
direkte Ergebnis meines eingangs 
vorhandenen Unwissens über die Er
kennung und das Management der 
Auswirkungen von biologischen Mas
senvernichtungswaffen . In meiner 
Eigenschaft als Notarzt war dies für 

mich von entscheidender Bedeutung, 
da ich ein Kämpfer an vorderster 
Front sein würde, der nicht nur für 
das Wohl der Opfer, sondern auch 
für die Sicherheit und das Wohlbe
finden der Mitarbeiter im Gesund
heitsdienst verantwortlich ist." 

Ein deutsches Ärztekollektiv unter 
Leitung des Ärztlichen Direktors des 
Klinikums Nord, Hamburg , Heinzpe
ter Moecke, hat die ständige Aktuali 
sierung des Werkes übernommen 
und stellt dadurch sicher, dass neue 
Erkenntnisse dem medizinischen Per
sonal ebenso wie Katastrophen
schützern und interessierten Laien 
vermittelt werden. 

Das Buch gliedert sich alphabe
tisch in die Abschnitte : Anthrax, Bo
tulinumtoxine, Brucellose, Pocken, 
Primäre Lungenpest, Q-Fieber, Ricin, 
Staphylokokken-Enterotoxin B, Tri 
chothecen, Tularämie, Virale Equine 
Encephaliten, Vira les hämorrhagi
sches Fieber sowie eine Einleitung 
und einen Anhang. In der Einleitung 
werden unter anderem Notrufnum
mern und beratende Institutionen in 
Deutschland und Österreich, Hinwei
se auf Anschläge und Hygienemaß
nahmen sowie Hauptsymptome auf
geführt; im Anhang findet sich ne
ben einem Abkürzungsverzeichnis 
und einem Glossar ein umfangreicher 
Literaturnachweis, der leider nur Pu 
blikationen aus dem englischen 
Sprachraum beinhaltet. Bei einer Er
gänzungslieferung 2003 im deut
schen Sprachraum wäre es erforder
lich, deutschsprachige Literatur mit
aufzunehmen . 

Neue Veröffentlichungen des Deutschen 
Komitees für Katastrophenvorsorge (DKKV) 

Das DKKV hält neue Veröffentlichungen bereit und stellt sie auf Anfor
derung kostenlos - solange der Vorrat reicht! - zur Verfügung. Sie können 
von Interessenten schriftlich bestellt werden . 
• "Journalisten-Handbuch zum Katastrophenmanagement - 2002", 7. Auf
lage 
• die englische Fassung: "Journalist's Manual on Disaster Management -
2002", 7. Edition 
• DKKV-Schriftenreihe Nr. 26: "Gesellschaftlicher Umgang mit Katastro
phenwarnungen: die Rolle der Medien", Dokumentation des DKKV-Exper
tenworkshops vom 6. - 7. Dezember 2001 in Ehreshoven 
• DKKV-Schriftenreihe Nr. 27: "Die Gefahrentage des DKKV Leipzig 2001/ 
Potsdam 2002 - Dokumentation von Vorträgen". 

Anforderungen an die DKKV-Geschäftsstelle, Tulpenfeld 4,53113 Bonn, 
Telefax: (0228) 2434836, E-Mail: info@dkkv.de (wg) 
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Damit erschöpft sich die Kritik 
bereits. Der Ringordner hat den Vor
teil, dass seine Einzelseiten als 
Sprechzettel, als Vorlage für Dias und 
Overheadfolien verwendet werden 
können, und dass in einem Homun
kulus die Krankheitsanzeichen gut er
kennbar dargestellt werden . 

Das Werk ist somit nicht nur für 
Wissenschaftler und die Bibliothek 
tauglich, sondern auch für die Not
fallakten in Notaufnahme-, Isolier
und Intensivstationen, für Notärzte 
und Rettungsdienstpersonal und für 
Gesundheitsbehörden bestens ge
eignet. Die "Notfallkarte" im Westen
taschenformat - ein weiteres Indiz 
für die Alltagstauglichkeit des "Bio
Terry". 

Dr. Horst Schättler 

GRUNDGESETZ 
MIT KOMMENTIERUNG 

6-,ullbt'lbth'I ... d.nru.r"A~tlc •• 

W A III "l t A 

Aktualisierte Ausgabe 
eines Klassikers 
Peter Schade: Grundgesetz mit 
Kommentierung. Walhalla Fachver
lage, 2003, 304 Seiten, 9,95 Euro 

Die ursprünglich anlässlich der 
Wiedervereinigung entstandene Aus
gabe von Grundgesetz mit Kommen
tierung ist soeben in 6. aktualisierter 
Auflage erschienen . Der populäre 
Kommentar bietet solides Wissen in 
verständlicher Form : Jeder Artikel 
des Grundgesetzes wird von Peter 
Schade ausführlich erläutert, wobei 
zahlreiche Beispiele den Gesetzestext 
verdeutlichen. Das Hauptaugenmerk 
legt der Autor dabei auf jene Verfas
sungsbestimmungen, die den Bürger 
unmittelbar betreffen (können) . 

Weitere Vorzüge dieses Kommen
tars sind die Einführung in das deut
sche Verfassungsrecht und die Be
rücksichtigung aktueller Entwicklun
gen, Verfassungsänderungen und 
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Entscheidungen des Bundesverfas
sungsgerichtes. Ein ausführliches 
Stichwortverzeichnis erleichtert die 
gezielte Suche nach dem benötigten 
Gesetzestext. 

Das Grundgesetz wurde seit der 
letzten Ausgabe aus dem Jahr 2000 
unter anderem durch folgende Be
stimmungen ergänzt oder geändert: 

• das Recht der Frauen auch auf 
Waffendienst; 

• die eingefügte Tierschutzbe
stimmung; 

• die notwendige Ergänzung des 
Artikels 16, um auch Deutsche 
gegebenenfalls einem internationalen 
Gerichtshof überstellen zu können. 

Peter Schades Grundgesetz mit 
Kommentierung ist derzeit das einzi
ge aktuelle Buch, das die deutsche 
Verfassung für Laien verständlich er
klärt. Es enthält außerdem zahlreiche 
Querverweise, mit deren Hilfe man 
sich auch systematisch in ein Verfas
sungsthema einarbeiten kann. 

Wer in handlicher Form und kom
pri'~iertem Inhalt die Verfassung mit 
Kommentierung parat haben will, ist 
mit diesem Buch gut bedient. Das gilt 
auch für Studium, Aus- und Fortbil
dung ... " (Staatsanzeiger für das Land 
Hessen) 

Das Leben 
des iktatoJ"~ 

Con Cough/in : Saddam Hussein -
Porträt eines Diktators. List, 2002, 
496 Seiten, 24 Euro 

Con Coughlin, geboren 1955, stu
dierte Geschichte in Oxford und be
gann danach sein Arbeitsleben als 
Auslandskorrespondent und Kriegs
berichterstatter. Ein erstes Erlebnis im 
Libanon - er sollte entführt werden -
veranlasste ihn, sich dem Mittleren 
Osten zu widmen. Er analysierte die 

Bücher 

Kriege des Irak gegen Iran und die 
Annektion Kuwaits und wurde dafür 
mit dem "Britain's Newspaper of the 
Year Award 2000" ausgezeichnet. 

Einblicke in den Clan 
Coughlin beschreibt in zwölf Kapi

teln den Aufstieg des Diktators vom 
Waisenjungen zum Präsidenten und 
seine Fähigkeit, trotz schwerer Nie
derlagen immer zu überleben. Dass 
dies auf Kosten der Bevölkerung und 
oftmals zu Lasten seiner Vertrauten 
ging, belegt der Autor mit intensiven 
Recherchen. Geheime Quellen, Dis
sidenten, Verwandte und Erkenntnis
se des Geheimdienstes machen die
ses Buch zu einem spannenden Ein
blick in den Hussein-Clan und den 
Patriarchen. 

"Die Welt" hat Auszüge des Bu
ches abgedruckt. Am 8. März 2003 
war dort dieses Zitat zu lesen: "Sad
dam lehnte es angesichts der kata
strophalen Folgen der Operation 'De
sert Storm' noch immer ab, die Nie
derlage des Irak einzugestehen. Er 
hatte sich weiter von der Realität ent
fernt als je zuvor. Seiner einst glück
lichen Familie brachte sein 'Erfolg' 
Zerstörung - seine Frau und zwei 
Töchter trennten sich von ihm, zwei 
Schwiegersöhne wurden ermordet, 
und ein Sohn wurde psychotisch. 

In welchem Palast oder Bunker 
Saddam auch nächtigte, er brauchte 
nie mehr als ein paar Stunden Schlaf. 
Oft stand er morgens um drei Uhr 
auf und ging schwimmen. In einem 
Wüsten land wie dem Irak ist Wasser 
ein Symbol für Re ichtum und Macht, 
und alle Paläste Saddams waren mit 
zahlreichen Springbrunnen, Becken, 
Teichen und Wasserfällen ausgestat
tet." 

Das Buch endet: "Trotz seiner 
Prahlereien rüstete Saddam sich und 
sein Land für die zahlreichen neuen 
Krisen, denen er in Zukunft zweifel
los würde begegnen müssen. Aber 
wie schwer die Herausforderung, wie 
tödlich die Bedrohung durch den 
Feind auch sein mochte, 'Er, der kon
frontiert' wollte genauso reagieren 
wie bei jedem anderen Konflikt, den 
er in den langen Jahren an der Macht 
gemeistert hatte. Saddams erste Pri
orität blieb stets: Überleben." 

Ob ihm dies weiterhin gelingt, wer
den die kommenden Tage zeigen. 

Dr. Horst Schättler 
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Pocken 

Nebenwirkungs
armer Impfstoff 
aus Deutschland 
hilft auch bei Aids 

Das deutsch-dänische Biotechun
ternehmen Bavarian Nordic aus Mar
tinsried hat den weltweit ersten ne
benwirkungsarmen Impfstoff gegen 
Pocken entwickelt, dessen Zuver
lässigkeit in klinischen Studien be
stätigt wurde . Bei dem Impfstoff mit 
der Bezeichnung MVA-BN handelt es 
sich um einen genetisch veränder
ten Vaccinia -Virusstamm, bei dem 
eine natürlich aufgetretene Erbgut
veränderung dafür sorgt, dass sich 
die Pockenviren zwar noch in der 
menschlichen Wirtszelle vermehren 
können und so eine ausreichende Im
munisierung bewirken. Jedoch bilden 
die Viren keine sie schützende Ei
weißhülle mehr aus. Sie sind deshalb 
nicht mehr in der Lage, weitere ZeI
len im Körper des Menschen zu be
fallen. 

Diese Eigenschaft verhindert, dass 
die von üblichen Pockenimpfstoffen 
bekannten, gefährlichen Nebenwir
kungen auftreten . "Die Impfung mit 
MVA-BN hat sich in klinischen Studi
en mit über 100 freiwilligen Proban 
den, darunter auch bei Aids-Patien
ten, als sicher erwiesen" , erklärt Ba
va ria n- Nord ic -D i re ktor And reas 
Hartmann. Vor einem Masseneinsatz 
des neuen Impfstoffes seien aber 
noch weiter gehende Studien nötig . 

Im Auftrag der US-Regierung, die 
30 Millionen Dosen des neuen Po
ckenserums MVA-BN bestellen will, 
entwickeln die Martinsrieder Firmen 
den Impfstoff weiter. Er könnte sich 
überdies auch als Immunstimulans 
bei der Behandlung von Aids eignen, 
zeigen erste Resultate . 

(Quelle: "Die Welt", 10. März 2003) 
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ZfZ 

Sachstand digitaler 
BOS-Funk 

Die anhaltenden Streitigkeiten um 
die Finanzierung des Aufbaus eines 
bundesweit einheitlichen digitalen 
Netzes für Behörden und Organisati 
onen mit Sicherheitsaufgaben (BOS) 
haben die damit betraute Zentralstelle 
veranlasst, einen reduzierten Anfor
derungskatalog vorzulegen . Auch 
dieser wurde von der Konferenz der 
Finanzminister als nicht etatreif ver
worfen . 

Die Gruppe Anforderung an das 
Netz (GAN) hatte dabei den VoIlaus
bau des Netzes halbiert und damit 

die Kosten auf drei Milliarden Euro 
veranschlagt. Die Kosten für die End
geräte verblieben bei rund einer Mil
liarde Euro. Ein weiteres Herunterfah
ren der Anforderungen würde die 
Leistungsfähigkeit des Digitalnetzes 
hinter die des bestehenden analogen 
Netzes zurückfallen lassen . 

Die Ministerpräsidentenkonferenz 
sprach Ende Dezember 2002 ein 
"Machtwort", dass der Digitalfunk 
nun endlich flächendeckend und zü
gig eingeführt werden müsse . 

Das Vergabeverfahren muss noch 
im Jahr 2003 stattfinden, sonst wür
den nicht nur dafür bereits eingestell
te Haushaltsmittel verfallen, sondern 
auch die Chance für einen Netzstart 
zur Fußball -WM 2006 wäre vertan . 

Besichtigten Einrichtungen des Bevölkerungsschutzes (v.l.n.r.) : der neue Abteilungs
leiter IS Joachim Steig, Dr. Jürgen Hensel, Präsident des Bundesverwaltungsamtes, 
Staatssekretär Lutz Diwell und Dietrich Läpke, Leiter der AKNZ. 

AKNZ 

Staatssekretär Diwell besuchte 
Einrichtungen des Bevölkerungsschutzes 

Im Rahmen eines Besuchsprogramms besuchte der neue, im Bundes
ministerium des Innern für den Bevölkerungsschutz zuständige Staatssek
retär Lutz Diwell Bundeseinrichtungen des Bevölkerungsschutzes am 26. 
März 2003. Nach einer Einweisung in das Gemeinsame Melde- und Lage
zentrum des Bundes und der Länder (GLMZ) informierte sich der Staatsse
kretär an der Akademie für Krisenmanagement, Notfallplanung und Zivil
schutz (AKNZ) über grundsätzliche Angelegenheiten des Zivilschutzes in 
der Bundesrepublik Deutschland, über das deutsche Notfallvorsorge-In
formationssystem (deNISl, über die Warnung der Bevölkerung mit dem 
Satelliten-Warnsystem (SatWas) und über die Arbeit der AKNZ. Außer
dem besuchte er das an der Akademie gerade laufende Seminar Krisen
management und besichtigte die Übungsbefehlsstelle und ein ABC-Erkun
dungs-Kraftfahrzeug. (wg) 
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Beförderu ngen, Promotionen, 
Organisationsänderungen 

~ Der Leiter der Zentralste//e für 
Zivilschutz im Bundesverwaltungs
amt, Dipl.-Ing. Wolfgang Weber, 
wurde mit Wirkung zum 1. Februar 
2003 zum Leitenden Branddirektor 
befördert. 

Unter seinem Vorsitz trat der Ar
beitskreis ZfZ (AK ZfZ) mit zahlrei
cher Beteiligung von Hilfsorganisa
tionen und -verbänden, kommuna
len Spitzenverbänden und weiteren 
Institutionen am 24. Februar 2003 
zusammen . Bei der Sitzung in der 
AKNZ in Ahrweiler wurden unter 
anderem die Entwicklung des neu
en Bundesamtes für Bevölkerungs
schutz und Katastrophenhilfe 
(BBK), die Ausbildung der Bevöl
kerung in Erster Hilfe (EH), die Be
schaffung von Fah~eugen und 
Ausstattung sowie der Studiengang 
Katastro p h e nvo rsorg e/Katastro
phenmanagement an der Universi
tät Bonn vorgestellt. Zugleich wur
de der Deutsche Städte- und Ge
meindebund in den AK aufge
nommen. Die nächste Sitzung wur
de für den 22. September 2003 an
beraumt. 

~ Dipl. -Politologe Wolfram Geier, 
Fachbereichsleiter Notfa//vorsorge/ 
Notfal/planung an der AKNZ in Ahr
weiler, promovierte am 31. Januar 
2003 Zum Dr. phil. 

Dr. Wolfram Geier promovierte 
an der Philipps-Universität Marburg 
im Fachbereich Sozialwissenschaf
ten, Institut für Politikwissenschaf
ten . Das Thema seiner Arbeit : "Zwi
schen Kriegsszenarien und frie
denszeitlicher Katastrophenabwehr 
- Zur Entwicklung der Zivilen Ver
teidigung in der Bundesrepublik 
Deutschland unter Berücksichti
gung des Zivilschutzes und seiner 
Reformen vor und nach Beendi
gung des Kalten Krieges". (674 Sei
ten, ISBN 3-8288-1310-0) 

Dr. Geier veröffentlichte die Ar
beit als Microfiches-Verfilmung im 
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Tectum Verlag Marburg, Schriften
reihe Edition Wissenschaft, Unter
reihe Sozialwissenschaften, Band 
132. Der 42-jährige, der neun Jahre 
lang als Referatsleiter Rettungs
dienst, Katastrophenschutz und 
Rückholdienst beim ASB-Bundes
verband tätig war, ist seit Oktober 
2002 ehrenamtlicher Experte im 
ASB-Bundesvorstand. Seit Jahren 
ist er einer unserer renommierten 
Fachautoren und Mitglied des Re
daktionsbeirats der NOTFALLVOR
SORGE. 

~ Das THW ist nun im Redaktions
beirat der NOTFALL VORSORGE 
vertreten. 

Mit Ausgabe 1/2003 wurde Astrid 
Czerny, Referatsleiterin Öffentlich
keitsarbeit der Bundesanstalt Tech
nisches Hilfswerk (THW) Mitglied 
des Redaktionsbeirates unserer 
Fachzeitschrift. Das THW hC!tte sich 
um diese Mitarbeit im Dezember 
vergangenen Jahres bemüht. Wir 
begrüßen das THW herzlich in un
serem Team! 

~ Zivile Verteidigung und Zivil
schutz liegen von nun an in der Zu
ständigkeit der Abteilung IS. 

Die Zuständigkeit des Bundes für 
die Zivile Verteidigung und den Zi
vilschutz, die bisher in der Abtei
lung 0 des Bundesministeriums 
des Innern angesiedelt war, wech
selte am 1. März 2003 zur Abteilung 
Innere Sicherheit (IS). Die beiden 
Referate IS 5 (Leitung MinRat Dr. 
Meyer-Teschendorf) und IS 6 (Lei
tung MinRat Zander) unterstehen 
dem Abteilungsleiter IS, Joachim 
Steig. Der bisherige Abteilungslei
ter, MinDirektor Hans-Henning Ro
sen, tritt mit Erreichen der Alters
grenze Ende April 2003 in den ge
setzlichen Ruhestand. 

Dr. Horst Schöttler 

Dr. Karsten Ocker: 
neuer Inspekteur 
des Sanitätsdienstes 
der Bundeswehr 

Admiraloberstabsarzt Dr . med. 
Karsten Ocker (58) ist seit 1. April 
2003 neuer Inspekteur des Sanitäts
dienstes der Bundeswehr. Der bis
herige stellvertretende Inspekteur 
und Chef des Stabes Führungsstab 
Sanitätsdienst übernahm die Funkti 
on von Generaloberstabsarzt Dr. Karl 
W. Demmer, der Ende März 2003 in 
den Ruhestand verabschiedet wurde. 

Nach seinem Studium der Human
medizin an den Universitäten Kiel , 
Wien und Lübeck leistete der heuti
ge Inspekteur seinen Grundwehr
dienst als Geschwaderarzt beim da
maligen 1. U-Boot-Geschwader in 
Kiel. Zwischen 1975 und 1977 folgte 
eine zivile Dienstzeit als Assistent in 
der Abteilung Unfallchirurgie der re
nommierten Medizinischen Hoch
schule Hannover. 1977 trat Dr. Ocker 
als Berufssoldat wieder in die Bun
deswehr ein und übernahm als Chef 
die Marinesanitätsstaffel Bremerha
ven. Es folgten Ausbildungen zum 
Fliegerarzt bei der US-Navy in Pen
sacola/Florida sowie die Facharztaus
bildung für Arbeitsmedizin, Flugme
dizin und Rettungsmedizin. Von 1981 
bis 1995 folgten Verwendungen als 
Fliegerarzt und Divisionsarzt in Nord
holz und Kiel sowie als Kommando
arzt im ehemaligen Territorialkom
mando Schleswig-Holstein und im 
WBK 1/6.PzGrenDiv in Kiel. Bevor Dr. 
Ocker 1995 als Referatsleiter ins Bun
desministerium der Verteidigung 
wechselte, war er Kommandeur des 
Lazarettregiments 71 in Heide/Hol 
stein . 

1998 wurde Dr. Karsten Ocker 
nach mehrjähriger Verwendung im 
BMVg (InSan 114 und InSan I 1) Ad
miralarzt der Marine mit Dienstsitz im 
Marineamt in Rostock. 2001 baute der 
Admiralarzt das neue regionale Sa
nitätskommando I der Bundeswehr 
in Kiel auf und war erster Komman
deur des nördlichsten und größten 
Sanitätskommandos der Bundes
wehr. Nach erfolgreicher Aufbauar
beit des Sanitätskommandos, die mit 
der Umstrukturierung des gesamten 
Sanitätsdienstes der Bundeswehr 
einherging, folgte 2002 der erneute ~ 
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17. und 18. Mai 2003, Berlin 
"Bedrohung durch biologische 

und chemische Substanzen" 
Internationaler Kongress der 
Deutschen Gesellschaft für 
Katastrophenmedizin (DGKM) e.V. 
Kongressgebühr: 95/80 Euro 
Anmeldung: Billi Ryska 
Generalsekretariat der DGKM 
Kafkastraße 62, 81737 München 
Fax : (089) 67974368 

26. bis 28. Mai 2003, München 
13. Münchner Gefahrgut-Tage 
mit Fachausstellung 
Teilnahmegebühr: 1050 Euro 
Anmeldung: Ricarda Herrmann 
Tel.: (08191) 125872 
Fax: (08191) 125600 
E-Mail: r.herrmann@m-i-c.de 

26. bis 28. Juni 2003, München 
Forum Feuerwehr 
Themen: Technische Hilfeleistung; 
Gefährliche Stoffe und Güter; 
Atemschutz 
Teilnahmegebühr: 315 Euro 
Anmeldung: Roswitha 
Kübler-Lohwieser 
Tel.: (08191) 125433 
Fax: (08191) 125600 
E-Mail: 
r. kuebler-Iohwieser@m-i-c.de 

22. Juni 2003, Aachen 
"Frühdefibrilation durch 
Rettungsfachpersonal" 
Fortbildung für Personal im 
Rettungsdienst 
Anmeldung: MHD 
Auf der Hüls 201,52068 Aachen 
Tel.: (0241) 9670124 
E-Mail: 
schule@malteser-aachen.de 

14. bis 16. Juli 2003, München 
"Frühwarnung vor Naturkatastro
phen: Von der Wissenschaft zur 
Gesellschaft und Politik" 
4. Forum Katastrophenvorsorge 
des DKKV und der Münchner 
Rückversicherungs-Gesellschaft 
Teilnahmegebühr: 50/60 Euro 
Anmeldung: 
DKKV, Tulpenfeld 4, 53113 Bonn 
Tel.: (0228) 2434828 
Fax: (0228) 2434836 
E-Mail: info@dkkv.org 
www.dkkv.org 

Wechsel ins BMVg als stellvertreten
der Inspekteur des Sanitätsdienstes 
und Chef des Stabes Sanitätsdienst 
bei gleichzeitiger Beförderung zum 
Admiralstabsarzt. 

Der neue Inspekteur des Sanitäts
dienstes hat sich in den vergange
nen Jahrzehnten immer besonders 
stark für die Zivil -militärische Zusam
menarbeit (ZMZj, vor al lem im Be
reich des Sanitäts- und Rettungswe
sens engagiert. Eine enge Verbun
denheit zeichnet Dr. Ocker mit den 
Hilfeleistungsorganisationen sowohl 
auf Bundesebene als auch in seiner 
langjährigen Heimat Schleswig-Holst
ein aus. In Schleswig-Holstein enga
gierte er sich unter anderem als Lan
desarzt des ASB-Landesverbandes 
und ärztlicher Prüfer im Rettungs
dienst. In den 90-er Jahren wurde Dr. 
Karsten Ocker in den ärztlichen Bei
rat des ASB-Bundesverbandes beru
fen und vertrat den ASB als Stellver
treter des Bundesarztes in verschie
denen Fachgremien. Während seiner 
ersten Verwendung im BMVg zeich 
nete der damalige Flottenarzt auch 
für eine bislang einzigartige Fortbil
dungsveranstaltung für Führungs
kräfte der nationalen Hilfsorganisati
onen an der Sanitätsakademie der 
Bundeswehr in München verantwort
lich, die der zivilen Seite einen pro
funden Einblick die Arbeit des Sani
tätsdienstes ermöglichte. 

Dr. Wolfram Geier 

Hohe Malteser
Auszeichnung an 
Stephan Neuhoff 

Der Malter-Orden hat dem Leiter 
der Kölner Berufsfeuerwehr, Stephan 
Neuhoff, am 18. März 2003 das Offi 
zierkreuz "pro merito melitensi" ver
liehen. Der Vertreter des Oberbürger
meisters für die Abwehr von Groß
schadensereignissen der Stadt Köln 
nahm den Orden aus den Händen des 
Landesleiters des Malteser Hilfsdiens
tes in Nordrhein-Westfalen, Wilderich 
Graf Schall -Riaucour, bei einer Feier-

stunde in der Malteser-Kommende 
Ehreshoven entgegen . 

Der Malteserorden würdigt damit 
den Einsatz des Feuerwehrdirektors 
für die Integration der Hilfsorganisa
tionen in den städtischen Katastro
phenschutz und Rettungsdienst. 
Darüber hinaus hat sich Neuhoff stets 
als ein Förderer des Ehrenamtes er
wiesen. So legt er großen Wert dar
auf, auch qualifizierte ehrenamtliche 
Mitarbeiter in den Rettungsdienst ein
zubinden, und räumt dem Ehrenamt 
weit reichende Beteiligungsmöglich
keiten bei der Bewältigung von Groß
schadensereignissen ein . Nicht 
zuletzt war Neuhoff Mitinitiator und 
treibende Kraft bei der Einrichtung 
einer gut organisierten Notfallseelsor
ge der beiden großen christlichen 
Kirchen in Köln. 

Lebensretter-Preis 
für Prof. Dr. Harald 
Tscherne 

Schon fast eine Hannoversche Tra
dition: die Verleihung des Hans-Diet
rich -Genscher-Preises an Personen, 
die sich um die Notfallrettung bezie
hungsweise -medizin verdient ge
macht haben. Unter der Jury-Leitung 
von JUH-Bundesarzt Prof. Dr. Dr . 
Wilms wurde Prof. Dr. Harald Tscher
ne zum Preisträger des Jahres 2003 
gekürt. Der langjährige Leiter (1970 
bis 2000) der Unfallchirurgischen Kli
nik der Medizinischen Hochschule 
Hannover (MHH) wurde für sein Le
benswerk gewürdigt: Über 30 Jahre 
lang arbeitete er an der Etablierung 
und ständigen Verbesserung der ret
tungsdienstlichen Versorgung der 
Bevölkerung - und das sowohl in na
tionalen als auch in internationalen 
Gremien. 

Die Johanniter-Unfall -Hilfe verleiht 
den mit 2.500 Euro dotierten Hans
Dietrich-Genscher-Preis an Menschen, 
die sich innerhalb der vergangenen 
zwei Jahre als Lebensretter besonders 
verdient gemacht oder wegweisende 
Konzepte entwickelt haben . 
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